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Glossar: Parteien in Frankreich

Das französische Parteiensystem zeichnet sich neben einer starken Fragmentierung auch durch häufige 
Namensänderungen von Parteien aus. Die folgende Übersicht dient zum vereinfachten Verständnis 
dieses Berichts: 

• Debout La France (DLF) ist eine Kleinpartei, die 2008 von Nicolas Dupont-Aignan gegründet worden 
ist. Sie verfolgt einen nationalkonservativen und euroskeptischen Kurs.

• Die Fédération Nationale des Républicains Indépendants (FNRI) war 1966 bis 1977 die Partei von 
Präsident Valéry Giscard d‘Estaing. Sie vertrat eine eher liberal-konservative politische Linie und fusi-
onierte später mit mehreren Parteien aus der Mitte und liberal-konservativen Rechten in die Partei 
Union pour la Démocratie Française (UDF).

• La France Insoumise (FI) ist eine Partei des politisch linken Spektrums, sie wurde 2016 vom Präsident-
schaftskandidaten Jean-Luc Mélanchon gegründet. Sie vertritt neoliberalismus- und globalisierungskri-
tische Positionen.

• Der Front National (FN) benannte sich 2018 in Rassemblement National (RN) um. Die national-kon-
servative und rechtspopulistische Partei wird aktuell von Marine Le Pen geführt. 

• Zu weiteren wichtigen Akteuren französischer Politik zählen die sozialdemokratische Partei Parti Soci-
aliste (PS), der unter anderem die ehemaligen Präsidenten François Mitterrand und François Hollande 
angehörten bzw. angehören. 

• Les Républicains (LR), bis 2015 Union pour un Mouvement Populaire (UMP), ist eine der stärksten 
Parteien aus dem konservativ-liberalen Spektrum. Bekannte Parteimitglieder sind unter anderem die 
ehemaligen Präsidenten Nicolas Sarkozy und Jacques Chirac. Vorgänger der UMP war der Rassembl- 
ement pour la République (RPR).

• La République En Marche (LREM) wurde 2016 vom aktuellen Präsidenten Emmanuel Macron gegründet. 
Der Parteiname wird häufig mit dem ursprünglichen Namen der politischen Bewegung ‚En Marche‘ abgekürzt.

Diese Parteien bilden nur einen Teil des politischen Spektrums ab. Aktuell sind knapp 30 Parteien in acht 
Fraktionen der Assemblée Nationale vertreten. 

Zusammenfassung

Frankreich ist eines der ältesten Einwanderungsländer Europas. Heute hat knapp jede zehnte Bürgerin bzw. 
jeder zehnte Bürger eine Migrationsgeschichte. Der Anteil der zweiten Generation von Einwanderinnen und Ein-
wanderern an der Gesamtbevölkerung ist einer der höchsten in Europa. Vor allem der Anteil von Menschen aus 
den Maghreb-Staaten an der Migrationsbevölkerung hat in der Nachkriegszeit auffallend zugenommen.

Die Zahl der Asylsuchenden ist in den letzten Jahren stark gewachsen. Aktuell verzeichnet Frankreich die meisten 
Asylanträge in der EU. Auf dem Höhepunkt der europäischen ‚Flüchtlingskrise‘ spielte Fluchtmigration eine etwas 
geringere Rolle als in Ländern wie Deutschland oder Schweden. Noch 2015 kamen weniger Menschen unter 
Berufung auf das Asylrecht nach Frankreich als aus anderen Einwanderungsgründen.

Mit der Veränderung der soziokulturellen Struktur der eingewanderten Bevölkerung sind neue Konfliktlinien 
entstanden, so etwa bei der Frage nach der Vereinbarkeit des religiösen Glaubensbekenntnisses – insbesondere 
des Islams – mit dem französischen Prinzip des Laizismus. In der Öffentlichkeit werden Migrationsthemen haupt-
sächlich durch das Prisma des französischen republikanischen Integrationsmodells betrachtet. 

Auf politischer Ebene wird das Thema Einwanderung seit den 1980er Jahren von der Partei Rassemblement 
National (ehem. Front National) besetzt und instrumentalisiert. Dabei erzeugt der steigende Zuspruch für Ras-
semblement National Druck auf die Regierungen, einen restriktiven Kurs in der Migrations- und Flüchtlingspolitik 
zu verfolgen.
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INFOBOX – Grundlagen

• Gesamtfläche: 632.733,9 km2

• Bevölkerung, inklusive Überseegebiete: 66,9 Mio (2018)
• Bevölkerungsdichte: 104,6 Einw./km2 (2016)
• Jährliche Bevölkerungswachstumsrate: 0,40 % (2011-2016)
• Anteil der ausländischen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung (étranger·e·s): 7,1 % (4,8 Mio.)
• Anteil der migrantischen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung (immigré·e·s): 9,7 % (6,5 Mio.)
• Arbeitslosenquote: 8,5 %

Begriffe: Immigré - Étranger
In diesem Bericht werden die Begriffe ‚Migrant‘ sowie ‚Ausländer‘ in Anlehnung an die französischen Begriffe 
immigré und étranger verwendet. Als Migrantinnen und Migranten bzw. Einwanderinnen und Einwanderer wird 
die Bevölkerung mit Migrationserfahrung bezeichnet (immigré·e·s). Sie sind im Ausland mit einer ausländischen 
Staatsangehörigkeit geboren und haben sich im Laufe ihres Lebens in Frankreich niedergelassen. Hier geht es 
also ausschließlich um Menschen, die immigriert sind. Zum Teil haben sie im Laufe ihres Aufenthalts in Frank-
reich die französische Staatsbürgerschaft erhalten (Eingebürgerte). Ausländerinnen und Ausländer sind diejeni-
gen, die die französische Staatsbürgerschaft nicht besitzen (étranger·e·s). Sie werden entweder zur migrantischen 
Bevölkerung (wenn sie eine Migrationserfahrung haben) oder separat gezählt (wenn sie keine Migrationserfah-
rung haben, bspw. Kinder ohne französische Staatsangehörigkeit, die in Frankreich geboren sind). Anders als in 
Deutschland, wo die statistische Definition ‚Migrationshintergrund‘ Anwendung findet, fällt die zweite Generation 
von Eingewanderten nicht in die Kategorie ‚Migrantinnen und Migranten‘. Vielmehr werden diese separat gezählt.

Quelle: Insee (2015, 2017, 2018a, 2019a, 2019b)

1. EINLEITUNG

Frankreich ist eines der ältesten Einwanderungsländer Europas. Ab Mitte des 
19. Jahrhunderts bis Anfang der 1970er Jahre wurden ausländische Arbeits-
kräfte aktiv angeworben, um dem Fachkräftemangel in verschiedenen indus-
triellen Bereichen entgegenzuwirken. Heute hat knapp jede zehnte Bürgerin 
bzw. jeder zehnte Bürger eine Migrationsgeschichte (siehe Infobox). Der Anteil 
der sogenannten zweiten Generation von Einwandererinnen und Einwande-
rern an der Gesamtbevölkerung ist einer der höchsten in Europa (Insee 2017). 

Migrationsbewegungen nach Frankreich haben sich in den letzten Jahrzehnten 
stark diversifiziert. Während die Arbeitsmigration seit den 1970er Jahren stark 
an Bedeutung verloren hat, spielen Familienzusammenführungen nunmehr 
eine sehr bedeutende Rolle. Die Zahl der Asylsuchenden ist in den letzten 
Jahren stark gewachsen. Aktuell verzeichnet Frankreich in der EU die meisten 
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Nachkommen (descendants d’immigré·e·s) : 7,2 Mio.

Französische Staatsangehörige: 62,2 Mio. Ausländische Staatsangehörige (étranger·e·s): 4,8 Mio

Eingewanderte Bevölkerung (immigré·e·s): 6,5 Mio.

Mit Migrationserfahrung: 
2,4 Mio.

Mit Migrationserfahrung: 
4,1 Mio.

Ohne Migrationserfahrung:
0,7 Mio.

Ohne Migrationserfahrung:
59,8 Mio.

Gesamtbevölkerung: 67 Mio.
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Asylanträge. Migrantinnen und Migranten kommen ebenfalls aus immer un-
terschiedlicheren und zum Teil ferneren Ländern. Innerhalb von 40 Jahren 
ist der Anteil von Menschen aus den Maghreb-Staaten an der Migrations- 
bevölkerung stark gewachsen: Während 28 Prozent der migrantischen Be-
völkerung im Jahr 1975 von dort und aus anderen afrikanischen Ländern 
stammten, repräsentierten Einwanderer und Einwanderinnen aus diesen 
Regionen im Jahr 2014 knapp 43 Prozent der eingewanderten Bevölkerung. 
Der Anteil an Migrantinnen und Migranten aus EU-Staaten ist hingegen von 
67 Prozent auf 38 Prozent zurückgegangen (Insee 2018b).

Migration nimmt seit den 1980er Jahren eine zentrale Rolle in der öffent-
lichen und politischen Debatte in Frankreich ein und ist seitdem regelmä-
ßig auf der politischen Agenda präsent. Mit der jüngsten Veränderung der 
soziokulturellen Struktur der eingewanderten Bevölkerung sind neue Kon-
fliktlinien entstanden, so etwa die Frage nach der Vereinbarkeit des reli- 
giösen Glaubensbekenntnisses – insbesondere des Islams – mit dem fran-
zösischen Prinzip des Laizismus, das eine strikte Trennung von Religion und 
Staat vorsieht. In der Öffentlichkeit werden Migrationsthemen hauptsäch-
lich durch das Prisma des französischen republikanischen Integrationsmo-
dells betrachtet. Weitere Themen spielen aber auch eine wichtige Rolle, wie 
zum Beispiel die Öffnung des französischen Arbeitsmarkts für Personen 
aus neuen EU-Mitgliedstaaten.

Wie werden die Debatten um solche Fragen in der Öffentlichkeit und in der 
Politik geführt? Welche Konfliktlinien werden dabei sichtbar? Unter Berück-
sichtigung der historischen Entwicklung französischer Einwanderungspoli-
tik geht dieser Bericht der Frage nach, welche Rolle das Themenfeld Migra-
tion in den gesellschaftlichen und politischen Debatten Frankreichs spielt. 

2. DAS FRANZÖSISCHE REPUBLIKANISCHE INTEGRATIONSMODELL

2.1 REPUBLIKANISCHE WERTE UND LAIZISMUS

Der republikanische Universalismus, auch als republikanischer Pakt (pac-
te républicain) bekannt, stellt ein Grundprinzip der Französischen Republik 
dar (Streiff-Fénart 2009). Individuen sind mit gleichen Rechten ausgestattet 
und zur Einhaltung gemeinsamer Prinzipien und Werte verpflichtet. Der 
republikanische Pakt wendet sich dabei nicht nur an Migrantinnen und 
Migranten, sondern generell an jedes Individuum im französischen Staat. 
Er prägt das kollektive Verständnis, wie das Zusammenleben von Individu-
en und ihre Integration in die französische Gesellschaft idealerweise ge-
schehen soll. Darüber hinaus beeinflusst er stark die französische Debatte 
über Einwanderung und Integration. 

Im französischen Republikanismus ist die Nation ein politisches Gemein-
wesen und keine ethnisch-kulturelle Gemeinschaft (Bizeul 2019: 137). Nach 
der französischen Verfassung 1958 ist Frankreich „[...] eine unteilbare, lai-
zistische, demokratische und soziale Republik“ (Art. 1 Französische Verfas-
sung vom 4. Oktober 1958). Dies hat für die französische Integrationspolitik 
zur Folge, dass nur Einzelpersonen im französischen Integrationskonzept 
anerkannt und integriert werden. Der kulturelle Hintergrund und die Ab-
stammung spielen nach dem französischen republikanischen Ideal eine 
untergeordnete Rolle. Wichtiger Bestandteil des sogenannten republika-
nischen Integrationsmodells ist die Achtung der Werte der Französischen 
Republik (Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit), der demokratischen Rechte 
(Frauenrechte, Kinderrechte etc.) sowie des Laizismus (laicité). 

Der Laizismus garantiert die Religionsfreiheit, doch religiöse Gemeinschaf-
ten sind seit 1905 gesetzlich als Institutionen vom Staat getrennt. Nach 
diesem Prinzip soll der öffentliche und staatliche Raum frei von religiösen 
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Symbolen sein. Im Unterschied zu Deutschland sind Religionsunterricht 
an Schulen oder das staatliche Erheben einer Kirchensteuer untersagt. 
Das Tragen religiöser Zeichen in staatlichen Strukturen ist ebenfalls geset-
zeswidrig. Bereits in der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 1789 
wurde dieses Prinzip verankert. Der Grundgedanke ist, dass niemand „[…] 
wegen seiner Anschauungen, selbst religiöser Art, belangt werden [soll]“, 
solange deren Äußerung nicht die durch das Gesetz begründete öffent-
liche Ordnung stört. Das Prinzip des Laizismus ist in jeder französischen 
staatlichen Institution verankert. Beispielsweise sind französische staatli-
che Schulen seit den Jules-Ferry-Gesetzen von 1881/82 „kostenlos, obliga-
torisch sowie laizistisch“ (Cabanel 1999).

Nach dem französischen republikanischen Modell kann argumentiert 
werden, dass jede und jeder, unabhängig ob französischer oder auslän-
discher Herkunft, in die Gesellschaft integriert ist, wenn sie bzw. er diese 
Werte respektiert (Badea 2012). In diesem Sinne ist das republikanische 
Integrationsmodell als eine Form von ‚Assimilation‘ zu verstehen. Integ-
ration erfolgt nach dem republikanischen Ideal, wenn Einwanderinnen 
und Einwanderer die Werte und Prinzipien der französischen Republik 
‚verinnerlichen‘ und anwenden. In den öffentlichen Debatten um Einwan-
derung und Integration ist das republikanische Modell immer wichtiger 
geworden (Lochak 2007). Beispielsweise verlangt seit 2007 das französi-
sche Recht bei der Einreise von Drittstaatsangehörigen, dass sie einen 
sogenannten republikanischen Integrationsvertrag (contrat d‘intégration 
républicaine)1 unterzeichnen, in dem sie sich dazu verpflichten, die Grund-
sätze und Werte der französischen Republik zu respektieren. Im Allge-
meinen werden Integrationsdebatten, wie Debatten um das Tragen von 
Kopftüchern in Schulen, die Einführung ‚ethnischer‘ Daten in die Statistik 
oder die Förderung von mehr ‚Vielfalt‘ in Unternehmen, dabei stark auf 
der Grundlage des republikanischen Integrationsmodells geführt (Simon 
2015; Lochak 2007).

2.2 GESELLSCHAFTLICHE HERAUSFORDERUNGEN

2.2.1 ISLAM UND LAIZISMUS

Ein kurzer Blick auf die gesellschaftlichen Debatten der letzten Jahrzehn-
te zeigt, dass das Thema Religion immer wieder Gegenstand öffentlicher 
Diskussionen wurde und den Diskurs um Einwanderung entscheidend mit-
prägte. Die Debatten konzentrieren sich dabei stark auf die Frage der Ver-
einbarkeit von Religion mit dem republikanischen Integrationsmodell (Roy 
2007). Weiterhin wird der Umgang mit dem Islam wiederholt thematisiert 
(Le Cour Grandmaison 2011).

Die Vereinbarkeit von islamischem Glauben und laizistischem Grundsatz 
steht spätestens seit 1989 im Rahmen der sogenannten ‚Kopftuchaffä-
re‘ (affaire du foulard islamique) im Vordergrund: Ein Schuldirektor hatte 
im Oktober 1989 drei muslimischen Schülerinnen mit Kopftuch den Zu-
gang zum Unterricht verweigert. Diese Entscheidung wurde von zivilge-
sellschaftlichen Organisationen scharf kritisiert und führte Ende 1989 zu 
einer stark polarisierten Debatte, die auch in den darauffolgenden Jahren 
in der Öffentlichkeit nicht nachließ. In einem Rundschreiben2 von 1994 
empfahl der Bildungsminister François Bayrou, zwischen „diskreten“ und 
„auffälligen“ religiösen Zeichen zu differenzieren. „Diskrete“ religiöse Zei-

1 Das Gesetz hieß ursprünglich ‚Aufnahme- und Integrationsvertrag‘ (Contrat d’accueil et d’intégration) 
und wurde 2016 umbenannt. 

2 Durch die Rundschreiben eines Ministeriums werden den zuständigen Verwaltungen bestimmte 
Anweisungen gegeben, beispielsweise die Erarbeitung von Kriterien für die Erteilung von 
Aufenthaltserlaubnissen.
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chen könnten toleriert werden, „auffällige“ seien hingegen gesetzeswidrig 
(Éducation nationale 1994). Diese Unterscheidung wurde 2004 in das Ge-
setz über das Tragen religiöser Zeichen in Schulen aufgenommen. Entlang 
einer ähnlichen Konfliktlinie verlief die sogenannte Burkini-Debatte 2009, 
insbesondere aber im Sommer 2016, als Frauen mit der körper- und kopf-
bedeckenden Badekleidung öffentliche Bäder und Strände besuchten. In 
einigen Kommunen Südfrankreichs wurden daraufhin Badeverbote für 
Frauen mit Burkini erlassen – bevor der Staatsrat dies für rechtswidrig er-
klärte. Eine weitere Kontroverse entfachte im Oktober 2019 ein Ratsmit-
glied des Rassemblement National, der eine Mutter verbal angriff. Diese 
begleitete Schülerinnen und Schüler im Rahmen eines Schulausflugs zu 
einer Plenarsitzung des Regionalrats und trug dabei ein Kopftuch.

Bei der Debatte um Laizismus und Islam steht weniger Einwanderung als 
solche im Fokus, sondern eher die Frage nach der ‚Fähigkeit‘ der franzö-
sischen Gesellschaft, muslimische Migrantinnen und Migranten und ihre 
Nachkommen im Sinne des republikanischen Modells zu integrieren. Im 
Laufe der Jahre wurde die Debatte von Sicherheitsaspekten übertönt. Ei-
nen Höhepunkt markierten die sogenannten Banlieues-Unruhen 20053. 
Seitdem prägt der Dreiklang „Kriminelle, Muslime, (illegale) Einwanderer“ 
(Wihtol de Wenden 2007: 156) regelmäßig die Medienberichterstattung. 
Spätestens die terroristischen Anschläge in Paris 2015 verschärften die 
Verknüpfung zwischen Religion und Sicherheitsfragen. Nicht nur der ‚ra-
dikale Islam‘, sondern auch der Islam als solcher rückten in den Fokus.4 

2.2.2 BALLUNGSZENTREN UND ARBEITSLOSIGKEIT

Die Konzentration auf das republikanische Modell in der politischen De-
batte hat dazu geführt, dass andere Aspekte der Integrationspolitik wie 
Wohnungs- und Bildungspolitik in der Vergangenheit zum Teil vernach-
lässigt wurden (Lévy-Vroelant 2006). Spätestens im Zuge der Banlieues- 
Unruhen im Jahr 2005 ist das Thema Wohnungspolitik zunehmend in 
die nationale und auch internationale Öffentlichkeit gerückt. Knapp 80 
Prozent der migrantischen Bevölkerung in Frankreich lebt in großen Bal-
lungszentren (Insee 2016). Jeder dritte Eingewanderte (38 Prozent) wohnt 
in Paris oder in einem Pariser Vorort. In dünn- oder kaum besiedelten 
Gebieten sind Migrantinnen und Migranten hingegen kaum präsent. Die 
geografische Konzentration der eingewanderten Bevölkerung hat sich im 
Laufe der Jahre kaum verändert: 89,6 Prozent der Einwandererinnen und 
Einwanderer, die in den letzten fünf Jahren nach Frankreich kamen, leben 
in großen städtischen Gebieten (Insee 2017). 

Die Konzentration der migrantischen Bevölkerung auf bestimmte Regi-
onen ist das Ergebnis mehrerer größerer Migrationsbewegungen in den 
1960er Jahren, insbesondere nach Südwestfrankreich und in urbanisier-
te sowie industrialisierte Gebiete. Die Entstehung von Trabantenstädten 
(ville-dortoir) und Großsiedlungen am Rande von industrialisierten Groß-
städten in der Nachkriegszeit sowie ihre Wirkung auf die Segregation be-
stimmter Bevölkerungsteile wurden soziologisch mehrfach kritisiert (Le-
febvre 1968, Bourdieu et al. 1997). Arbeitslosigkeit trifft besonders die 
Einwohnerinnen und Einwohner (mit oder ohne Migrationserfahrung) 

3 Die Banlieues-Unruhen begannen im Oktober 2005. Zwei Jugendliche aus einem Pariser Vorort starben 
bei dem Versuch, einer Polizeikontrolle zu entkommen. Dies löste Brandstiftungen sowie gewalttätige 
Zusammenstöße zwischen Jugendlichen und der Polizei aus. Die Unruhen dehnten sich wochenlang 
auf viele städtische Vororte aus. Im November 2005 wurde der Ausnahmezustand ausgerufen. Diese 
Unruhen heben sich von anderen Protesten durch das Ausmaß der materiellen Zerstörung und der 
Medienberichterstattung ab.

4 Nach diesen letzten Entwicklungen erzielte die rechtspopulistische Partei Front National bzw. 
Rassemblement National mit einem starken Sicherheits- und Antimigrationsdiskurs beachtliche 
Wahlerfolge (Perrineau 2014, 2016).
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dieser ‚sensiblen Stadtgebiete‘ (Zones urbaines sensibles) (Vie Publique 
2015). Knapp 45 Prozent der Jugendlichen zwischen 15 und 29 Jahren aus 
diesen Stadtgebieten sind arbeitslos.

Generell besteht ein bedeutender Unterschied zwischen der migranti-
schen und ausländischen Bevölkerung einerseits und den französischen 
Staatsangehörigen ohne Migrationserfahrung andererseits. Die Arbeitslo-
senquote unter der ausländischen (20 Prozent) und migrantischen (16,3 
Prozent) Bevölkerung ist deutlich höher als unter der französischen (9 
Prozent) (Insee 2018c). Von der Arbeitslosigkeit sind besonders weibliche 
Drittstaatsangehörige betroffen: 27,3 Prozent von ihnen sind arbeitslos. 

Ausländische und migrantische Berufstätige sind in den Bereichen Indus-
trie, Handel und Kleinunternehmen sowie im Handwerk vergleichsweise 
überrepräsentiert. Bei den Führungskräften sind beide Gruppen unter-
repräsentiert. Schließlich gibt es Unterschiede bei den Bildungsabschlüs-
sen. Im Vergleich zum Rest der Bevölkerung verlassen Kinder von Zuge-
wanderten häufiger die Schule ohne Abschluss (Insee 2012). Auch hier 
gibt es wiederum Unterschiede hinsichtlich des Geburtslands der Eltern. 
Kinder von Zugewanderten aus einem afrikanischen Land sind mit spezi-
fischen Problemen konfrontiert: Eine Insee-Studie weist darauf hin, dass 
der Bildungsweg der Nachkommen von Einwanderinnen und Einwande-
rern aus Afrika weniger geordnet verläuft und sie so in größerer Zahl zu 
einem niedrigeren Qualifikationsniveau führt (Brinbaum et al. 2012). Da-
durch sind sie am stärksten von Arbeitslosigkeit und prekären (Arbeits-)
Verhältnissen betroffen. Eine Erklärung hierfür findet sich in der familiä-
ren Situation: So haben bereits ihre Eltern einen eher schlechter gestell-
ten sozio-ökonomischen Hintergrund, sind häufiger von Arbeitslosigkeit 
betroffen und wohnen in benachteiligten Stadtteilen.5 Die Schwierigkei-
ten ergeben sich somit hauptsächlich aus Wechselwirkungen zwischen 
Bildung, Beschäftigung und Wohnen, die nun durch Besonderheiten der 
Herkunft verstärkt werden (Insee 2017).

3. HISTORISCHE ENTWICKLUNG DER MIGRANTENGRUPPEN

3.1 ARBEITSMIGRATION

Jahrzehntelang prägte Arbeitsmigration die Einwanderungsgeschichte 
Frankreichs. Bereits ab 1850 begann der französische Staat aufgrund der 
industriellen Revolution, Migrantinnen und Migranten aufzunehmen, um 
die Nachfrage nach Arbeitskräften zu befriedigen (Sturm-Martin 2001: 
35). Anfang des 19. Jahrhunderts trug Arbeitsmigration somit stark zur 
wirtschaftlichen Entwicklung Frankreichs bei. Bis zum Anwerbestopp in 
den 1970er Jahren spielte sie eine wesentliche Rolle in der französischen 
Migrationspolitik.

Die französische Geschichte der Arbeitsmigration ist durch drei große 
Anwerbephasen gekennzeichnet: die industrielle Revolution, die 1920er 
Jahre und das ‚Wirtschaftswunder‘ nach dem Zweiten Weltkrieg. Im 19. 
Jahrhundert erlebten zunächst die Textil-, Bergbau- und Stahlindustrien 
beachtlichen Aufschwung. Gleichzeitig führte der Rückgang der Geburten-
zahlen in der französischen Bevölkerung dazu, ausländische Arbeitskräfte 
zu beschäftigen. Die Migrationsbewegungen im 19. Jahrhundert prägte 
dabei vor allem ‚Nachbarschaftsmigration‘ (immigration de voisinage) (Weil 
1988): Einwandererinnen und Einwanderer kamen aus den Nachbarlän-

5 Zwischen 40 und 50 Prozent der migrantischen Haushalte von Personen aus den Maghreb-Staaten und 
etwa 50 Prozent aus weiteren afrikanischen Ländern wohnen in Sozialwohnungen (Ministère de l‘Intérieur 
2018). Im Gegensatz dazu besitzt mehr als die Hälfte migrantischer Personen aus südeuropäischen 
Ländern Wohneigentum.
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dern und siedelten sich vor allem in französischen Grenzregionen an (im 
Norden aus Belgien, im Südwesten aus Spanien und im Südosten aus 
Italien). Bis 1880 kamen die meisten Migrantinnen und Migranten aus 
Belgien, später (ab 1900) stellten Italienerinnen und Italiener die größte 
Einwanderergruppe dar. Sie blieben bis in die 1960er Jahre die größte 
Migrantengruppe in Frankreich.

Seit dem Ersten Weltkrieg wurde Einwanderung staatlich organisiert und 
gesteuert. Während des Ersten und Zweiten Weltkriegs appellierte der 
französische Staat an Arbeitskräfte aus den Kolonien, sich an den Front-
kämpfen zu beteiligen. Ausländerinnen und Ausländer sowie Arbeitskräf-
te aus den Kolonialgebieten, beispielsweise Algerien oder Madagaskar, 
wurden für die nationale Verteidigung rekrutiert, aber ebenfalls in indus-
triellen Bereichen (wie der Rüstungsindustrie) eingesetzt. Eine Anwer-
bung ausländischer Arbeitskräfte fand in größerem Umfang aber erst 
nach 1918 statt, denn nach dem Ersten Weltkrieg verschärfte sich der 
Arbeitskräftemangel auf dem französischen Arbeitsmarkt weiter. Frank-
reich schloss zwischen 1919 und 1932 verschiedene Anwerbeabkommen 
mit europäischen Ländern wie Italien, Polen, der Tschechoslowakei und 
Spanien und somit deutlich früher als andere europäische Länder. Vor 
der Wirtschaftskrise der 1930er Jahre lebten 2,7 Millionen Einwanderin-
nen und Einwanderer in Frankreich und repräsentierten dabei 6,6 Pro-
zent der Gesamtbevölkerung (De Luca Barrusse 2012: 61). Nach den USA 
war Frankreich zu dieser Zeit, gemessen an den Einwanderungsraten, 
das zweitgrößte Einwanderungsland der Welt.

Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg begann der französische Staat 
erneut, ausländische Arbeitskräfte anzuwerben. Der vorübergehende 
Aufnahmestopp in den 1930er Jahren wurde während des ‚französischen 
Wirtschaftswunders‘ (Trente Glorieuses) aufgehoben (Weil 1988: 47). Zwi-
schen 1946 und 1975 erlebte Frankreich wie viele westeuropäische Län-
der eine Periode von starkem Wachstum. Sektoren wie das Baugewerbe 
und die Automobil- und Metallindustrie wuchsen schnell, ebenso der 
Bedarf an Arbeitskräften. Der französische Staat unterzeichnete dafür 

Abb. 1: Anteil von Migrantinnen und Migranten an der Gesamtbevölkerung nach Herkunftsland in Prozent,1851-2012
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mehrere Abkommen mit südeuropäischen Ländern wie Italien, Griechen-
land, Spanien oder Portugal, aber auch mit den Maghreb-Staaten Marok-
ko und Tunesien sowie mit der Türkei und dem damaligen Jugoslawien. 
Algerische Gastarbeiter wurden ebenfalls in den verschiedenen industri-
ellen Bereichen eingesetzt. Bis 1962 kamen algerische Arbeiterinnen und 
Arbeiter als französische Staatsangehörige nach Frankreich.

INFOBOX – (Post)koloniale Einwanderung aus Algerien

Kolonialismus und Einwanderung weisen enge Verflechtungen auf. Al-
gerien kommt in der Migrationsgeschichte Frankreichs eine besonde-
re Rolle zu. 1946 wurde ‚französischen Muslimen Algeriens‘6 ein neuer 
Status gewährt, der ihnen die Freizügigkeit und den arbeitsmarktbe-
dingten Aufenthalt auf dem französischen Festland erleichterte. Nach 
dem Algerienkrieg (1954-1962) kam es dann zu einer erhöhten Zuwan-
derung aus Algerien, die auch französische Siedlerinnen und Siedler 
bzw. ihre Nachkommen einschloss (die umgangssprachlich als ‚Pieds-
noirs‘ bezeichnet werden). 1964 schloss Frankreich ein Anwerbe- 
abkommen mit dem nun unabhängigen Algerien ab. 

Viele algerische Arbeitskräfte wanderten nach Frankreich aus. 1954 
wurden in der Volkszählung 211.000 ‚französische Muslime Algeriens‘ 
auf dem französischen Festland gezählt (Pervillé 2002). 1962 waren es 
350.000. Im Jahr 2016 lebten knapp 806.903 Einwandererinnen und 
Einwanderer aus Algerien in Frankreich und bildeten somit die größ-
te Migrantengruppe, knapp vor der Gruppe der Eingewanderten aus 
Marokko.

Die Rechtslage der algerischen Bevölkerung in Bezug auf die Einreise 
und den Aufenthalt in Frankreich ist einzigartig und das Ergebnis der 
(post-)kolonialen Geschichte, die beide Länder miteinander verbindet 
(Spire 2005: 239). Die Verträge von Evian 1962, mit denen der Algeri-
enkrieg endete, sahen den freien Personenverkehr zwischen Frank-
reich und Algerien für Staatsangehörige beider Länder vor. Seitdem 
unterscheidet sich die Situation der algerischen Staatsangehörigen 
rechtlich von anderen ausländischen Bevölkerungsgruppen. Ein neues 
Abkommen wurde 2001 unterzeichnet und passte die Rechtslage für 
algerische Migrantengruppen im Wesentlichen an das geltende Ein-
wanderungsrecht an. 

Laut dem Historiker Gérard Noiriel folgte die französische Einwande-
rungspolitik jahrzehntelang einer „kapitalistischen Logik“ (Noiriel 2010: 
24). Ausländische Fachkräfte wurden gezielt nach den Bedürfnissen des 
Arbeitsmarktes aufgenommen. Die Rekrutierung wurde in Zeiten wirt-
schaftlicher Krisen abrupt gestoppt. Die Wirtschaftskrise 1974 führte zu 
einer vollständigen Aussetzung der Anwerbung ausländischer Arbeits-
kräfte. Ab diesem Zeitpunkt wurden keine arbeitsmigrationsbezogenen 
Aufenthaltstitel mehr erteilt. Auch in den 1980er Jahren unter François 
Mitterand fand keine umfangreiche Rekrutierung von ausländischen Ar-
beitskräften statt. Die ‚Null-Einwanderungspolitik‘ (immigration zéro) des 
Innenministers Charles Pasqua führte dazu, dass Arbeitsmigration in den 
1990er Jahren nur noch eine marginale Rolle spielte. Noch heute, trotz 
Versuchen der französischen Regierungen, die Einwanderung hochquali-
fizierter Arbeitskräfte zu begünstigen, werden vergleichsweise kaum Ar-

6 Dieser Begriff bezeichnete die algerische Bevölkerung unter der Kolonialherrschaft Frankreichs.
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beitsaufenthaltstitel an Migrantinnen und Migranten erteilt. Einen ‚Pool‘ 
an qualifizierten Arbeitskräften bilden hingegen ausländische Studentin-
nen und Studenten. Zwischen 1946 und 1969 wurden drei Viertel der Ge-
samtaufenthaltstitel aus Gründen der Arbeitsaufnahme erteilt. Zwischen 
1970 und 1992 waren es nur noch ein Drittel (OCDE 2017a: 45). 2018 um-
fasste Arbeitsmigration nur einen Anteil von 15 Prozent an allen erteilten 
Aufenthaltstiteln an Drittstaatsangehörige.

Migrantinnen und Migranten, die mit einem Arbeitsaufenthaltstitel nach 
Frankreich einreisen, werden oft in prekären (Saison- oder Zeitarbeit) 
oder gar illegalen Arbeitsverhältnissen angestellt (OCDE 2017a: 49). In 
den letzten Jahren ist die Anzahl der Saisonarbeiterinnen und -arbeiter 
gestiegen. Zunehmend reisen ausländische Arbeitskräfte aus Asien, dem 
subsaharischen Afrika und Osteuropa ein. Die EU-Erweiterung in den 
1990er und 2000er Jahren hat einen Zugang zum Arbeitsmarkt für sol-
che EU-Bürgerinnen und -Bürger geschaffen, die bisher überwiegend als 
Saisonarbeiterinnen und -arbeiter tätig waren (wie zum in Beispiel Spa-
nien und Portugal in den 1990er Jahren oder auch Polen). Unter ande-
rem ermöglicht die ‚Entsenderichtlinie‘ eine neue Beschäftigungsart von 
Arbeitskräften aus den EU-Ländern, die nichtdestrotz umstritten bleibt 
(siehe Infobox). 

INFOBOX – EU-Arbeitsmigration und Sozialdumping 

Frankreich ist das zweitgrößte Zuwanderungsland für „entsandte Arbeit-
nehmer“ in der EU: 14 Prozent aller Arbeitskräfte unter sogenanntem 
Entsende-Status in Europa sind in Frankreich tätig. Im Jahr 2017 waren 
es etwa 516.000 EU-Arbeitskräfte. Die meisten kommen aus Polen, Spa-
nien und Portugal. 41 Prozent arbeiten in der Baubranche, knapp 21 
Prozent im industriellen Bereich (Europäische Kommission 2018a). Der 
Status wird seit 1996 von der ‚Entsenderichtlinie‘ reguliert. Lohn und Ar-
beitsbedingungen hängen dabei vom Gastland ab, während die Sozial-
beiträge im Herkunftsland bezahlt werden. Für Kritikerinnen und Kritiker 
fördert die Richtlinie ‚Sozialdumping‘. Arbeitskräfte aus dem EU-Ausland 
seien ‚günstiger‘ als aus dem Inland und stellten damit eine unfaire Kon-
kurrenz für französische Arbeitsnehmerinnen und -nehmer dar. 

Seit ihrem Erlass 1996 wird für eine Änderung oder gar eine komplet-
te Abschaffung der Richtlinie gestritten. Die stärkste Mobilisierung fin-
det an den äußeren politischen Rändern statt, mit euroskeptischen, 
rechtspopulistischen Parteien auf der einen Seite, die eine ungerechte 
Konkurrenz und den Nachteil für französische Arbeitskräfte betonen. 
Gewerkschaften und linke Kräfte, zum Beispiel aus der Antiglobalisie-
rungsbewegung, stehen auf der anderen Seite und verfügen ebenfalls 
über starkes Mobilisierungspotenzial. Bei ihnen steht der Kampf gegen 
soziale Ungerechtigkeit im Vordergrund. Der Höhepunkt der politischen 
Auseinandersetzung über die Entsenderichtlinie wurde 2005 beim Re-
ferendum über den Europäischen Verfassungsvertrag erreicht (Crespy 
2012). Im Mittelpunkt der Debatten stand damals die ‚Bolkestein-Richt-
linie‘,7 benannt nach dem ehemaligen Europäischen Kommissar für den 
Binnenmarkt Frits Bolkestein. Gegnerinnen und Gegner mobilisierten 
monatelang die Öffentlichkeit mit einer Kampagne, die zur Ablehnung 
des Europäischen Verfassungsvertrags beitrug.

7 Die Richtlinie 2006/123/EG (auch ‚Bolkestein-Richtlinie‘ genannt) änderte die Rechtsvorschriften über den 
Dienstleistungsmarkt in der Europäischen Gemeinschaft und vereinfachte die Bedingungen für einen 
Dienstleister aus einem EU-Mitgliedstaat, unter denen er in einem anderen Mitgliedstaat tätig sein kann.
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Die Forderung nach der Abschaffung der EU-Richtlinie fand sich dann  
im Wahlprogramm zur Europawahl 2019 des Rassemblement Natio-
nal sowie von France Insoumise. Les Républicains forderten ebenfalls 
eine Änderung der Richtlinie. Nach der Präsidentschaftswahl 2017 fo-
kussierte die Debatte dann wieder zunehmend auf die Einstellung von 
EU-Arbeitskräften, als Präsident Emmanuel Macron eine Europatour 
startete, um bei europäischen Partnern für eine Reform des Status von 
entsendenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu werben.8

3.2 FLUCHT UND ASYL

Seit langer Zeit ist Frankreich ein Aufnahmeland (terre d’accueil) für Ge-
flüchtete und Staatenlose (Diaz 2012). Die Aufnahme von Menschen, 
die einen staatlichen Schutz zum Beispiel aus religiösen und politischen 
Gründen suchen, ist eng mit der Geschichte des Landes verflochten. Die 
ersten Gesetze für die Verteilung von Geflüchteten auf französischem 
Gebiet stammen aus dem Jahr 1832. Bereits 1833 wurden Prüfungskom-
missionen für Schutzsuchende eingerichtet. 

Während des Ersten Weltkriegs stieg die Zahl der Staatenlosen durch 
die Auflösung und Neuausrichtung der europäischen Grenzen drastisch 
an, Millionen von Menschen wurden zur Flucht gezwungen. Frankreich 
nahm in dieser Zeit insbesondere zwei Gruppen auf, nämlich die von der 
Revolution vertriebenen russischen Bürgerinnen und Bürger sowie Ver-
triebene aus dem Osmanischen Reich, hauptsächlich Armenierinnen und 
Armenier nach dem Völkermord im Jahr 1915. 

1952 wurde das französische Amt für Geflüchtete und Staatenlose OFP-
RA (Office Français de Protection des Réfugiés et Apatrides) gegründet (OF-
PRA 2018a). In den ersten Jahren nach der Gründung kam infolge des 
Franquismus9 ein großer Teil der Antragsstellerinnen und -steller aus 
Spanien sowie aus Osteuropa, die unter anderem nach dem Februarum-
sturz 1948 in Ungarn oder nach den März-Unruhen 1968 in Polen die 
jeweiligen Länder verließen.

Die ersten außereuropäischen schutzsuchenden Antragstellerinnen und 
-steller kamen aus Lateinamerika, insbesondere aus Chile nach dem 
Putsch gegen Präsident Allende 1973 (OFPRA 2018b). In den 1970er Jah-
ren folgten vietnamesische, laotische und kambodschanische Flüchtlin-
ge. In den 1980er und 1990er Jahren kamen Antragsstellerinnen und 
-steller aus immer unterschiedlicheren und zum Teil ferneren Ländern 
wie der Türkei, Haiti, Sri-Lanka, Iran, Zaire oder Mali. Die Umbrüche in 
der übrigen Welt in den 1990er und 2000er Jahren, ethnische und po-
litische Konflikte, Kriege und Völkermorde führten zu umfangreichen 
Migrationsbewegungen, so dass sich die Zahl der Erstanträge stark er-
höhte (siehe Abb. 2).

8 Das endgültige Abkommen zwischen den europäischen Ländern sieht unter anderem eine 
Verkürzung der Dauer der Entsendung um zwölf Monate vor.

9 Kurz vor dem Zweiten Weltkrieg und bis zum Tod von Francisco Franco flüchteten ebenfalls mehrere 
hunderttausende spanische Bürgerinnen und Bürger nach Frankreich.
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Seit 2014 verzeichnete die französische Asylbehörde OFPRA einen deutlichen 
Anstieg der Erstanträge und Aufenthaltsbewilligungen. Die aktuelle Anzahl der 
Asylanträge ist momentan auf ihrem höchsten Stand. Nach Angaben des In-
nenministeriums wurden im Jahr 2019 120.900 Anträge in Frankreich regist-
riert, demgegenüber stehen 119.900 Asylanträge in Deutschland (AFP 2019). 
Damit verzeichnet Frankreich aktuell die höchste Anzahl der Asylanträge in Eu-
ropa. Die Hälfte der Antragstellenden kommt aus afrikanischen Ländern. In den 
letzten Jahren lässt sich auch ein Anstieg an Anträgen aus kaukasischen Staaten 
feststellen. 2018 kamen die meisten Erstantragsstellerinnen und -steller aus Af-
ghanistan (9.439 Anträge), Guinea (6.162), aber auch aus Albanien (5.763) und 
Georgien (4.776) (Ministère de l‘Intérieur 2019a). Im Jahr zuvor stellte Albanien 
das Herkunftsland der meisten Erstantragsstellenden dar.10 

INFOBOX – Zivilgesellschaftlicher Aktivismus und die Bewegung der 
‚Sans-Papiers‘

Kennzeichnend für die französische Öffentlichkeit ist ein starkes Engage-
ment von zivilgesellschaftlichen Organisationen, die als Interessenvertre-
tungen für Migrantinnen und Migranten wirken (auch ‚cause des migrants‘ 
oder ‘cause des étrangers‘ genannt) (Pette / Eloire 2016). Die Bewegung hat 
ihre Wurzeln im Jahr 1996, als eine Gruppe von Migrantinnen und Migranten 
zwei Kirchen besetzte, einen Hungerstreik startete und Aufenthaltserlaub-
nisse forderte. Unter anderem arbeiten diese Organisationen aktiv daran, 
die Öffentlichkeit auf die Lebens- und Reisebedingungen von irregulären 
Migrantinnen und Migranten aufmerksam zu machen (Situation in den Un-
terkünften, Seenotrettung, juristische Schwierigkeiten für Migrantinnen und 
Migranten ohne Aufenthaltserlaubnis etc.). Dieser Aktivismus kristallisiert 
sich um die Bewegung der Sans-Papiers (im Deutschen: ‚Die Papierlosen‘), 
eine Bewegung für Migrantinnen und Migranten, die keinen Aufenthaltstitel 
(mehr) besitzen und aus diesem Grund über keine Arbeitserlaubnis verfü-
gen. Zu den Sans-Papiers zählen sowohl abgelehnte Asylbewerberinnen und 

10 Der Anstieg von Asylbewerberinnen und -bewerbern aus den kaukasischen und den Balkanstaaten 
wird in der französischen Öffentlichkeit aktuell stark thematisiert. Seit 2017 haben Frankreich 
und Albanien beispielsweise eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, um die Zahl der albanischen 
Asylbewerberinnen und -bewerber in Frankreich zu verringern. Im Mai 2019 kündigte Innenminister 
Christophe Castaner an, dass er die georgische „Anomalie“ bekämpfen möchte.

Abb. 2: Entwicklung der Zahl der Asylanträge seit 1973
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-bewerber, Eltern französischer Kinder, als auch Studierende, die nicht in ihr 
Herkunftsland zurückkehren möchten oder können. Die Bewegung konzen-
triert sich aber zumeist auf Asylantragstellende und abgelehnte Asylbewer-
berinnen und -bewerber (Lindenmann 2001: 85). 

Zivilgesellschaftliche Akteure mobilisieren ebenfalls die mediale Aufmerk-
samkeit um das in Frankreich stark medienpräsente Thema des ‚Solidari-
tätsdelikts‘ (délit de solidarité). Der Ausdruck ‚Solidaritätsdelikt‘ wird von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen verwendet, um die strafrechtlichen 
Folgen für Personen zu bezeichnen, die Hilfeleistung an irreguläre Migran-
tinnen und Migranten geben.11 Die Beihilfe zur Einreise, Bewegung und zum 
Aufenthalt von irregulär eingereisten Eingewanderten wurde in Frankreich 
bis 2018 strafrechtlich verfolgt. In der Vergangenheit wurden verschiedene 
Fälle medial thematisiert, wie zum Beispiel der prominente Fall von Cédric 
Herrou in den Jahren 2016 und 2017. Der Landwirt aus Südfrankreich wurde 
mehrmals vor Gericht gestellt, da er Unterkunft und Transportmöglichkeiten 
an der italienischen Grenze für Migrantinnen und Migranten ohne Aufent-
haltserlaubnis zur Verfügung stellte. 2018 entschied das französische Verfas-
sungsgericht, dass seine Hilfeleistung nicht rechtswidrig sei. Sein Fall sorgte 
für internationale Aufmerksamkeit (Al-Serori 2017). 

3.3 AKTUELLE ENTWICKLUNGEN

Abbildung 3 stellt das Wachstum des Anteils der migrantischen Bevölkerung 
an der Gesamtbevölkerung im letzten Jahrhundert dar. Während in den 
1920er Jahren knapp vier Prozent der Bevölkerung immigriert war, hatten 
2018 knapp zehn Prozent eine Migrationserfahrung. Heute leben 6,17 Millio-
nen Einwandererinnen und Einwanderer in Frankreich (Insee 2018b). Aktuell 
kommt jede bzw. jeder sechste Eingewanderte aus einem asiatischen Land. 
Insbesondere die Migration aus Ländern wie China, Kambodscha, Laos und 
Vietnam hat in den letzten Jahren zugenommen, ebenso wie Einwanderung 
aus Ländern der Südsahara. Im Jahr 2018 waren 46,1 Prozent der in Frank-
reich lebenden Einwandererinnen und Einwanderer in Afrika geboren. 33,5 
Prozent wurden in Europa geboren. Unter den Eingewanderten sind drei 
Herkunftsländer besonders stark vertreten: Algerien (12,8 Prozent), Marokko 
(12,0 Prozent) und Portugal (10,1 Prozent). 

11 Jede Person, die direkt oder indirekt die Einreise oder den Aufenthalt von irregulären Migrantinnen 
und Migranten in Frankreich erleichtert, kann mit einer Freiheits- und einer Geldstrafe belangt werden. 
Erst seit 2012 unterscheidet das Gesetz zwischen Schleppernetzwerken und zivilgesellschaftlicher 
Flüchtlingshilfe. Hilfeleistungen wie Rechtsberatung, Verpflegung, Unterkunft oder medizinische 
Versorgung, die darauf abzielen, menschenwürdige Lebensbedingungen im Ausland zu gewährleisten, 
werden nun nicht mehr bestraft.

Abb. 3: Anzahl und Anteil der migrantischen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung, 1921-2018
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Im Jahr 2005 wurden insgesamt knapp 187.000 Aufenthaltstitel an 
Nicht-EU-Staatsangehörige erteilt. 2018 waren es knapp 256.000 (Ministère 
de l’Intérieur 2019c). Die Anzahl an erteilten Aufenthaltstiteln aus familiä-
ren, beruflichen oder humanitären Motiven ist besonders stark gewach-
sen. Dennoch wurden, wie Abbildung 4 darstellt, bereits 2005 die meisten 
Aufenthaltstitel für Familienzusammenführungen und Auslandsstudium 
vergeben. Auch im Jahr 2015, das den Höhepunkt der sogenannten ‚Flücht-
lingskrise‘ markierte, spielte Fluchtmigration im Verhältnis zu anderen Ein-
wanderungsgründen eine geringere Rolle. 

Familienzusammenführung spielt in der französischen Einwanderungs-
politik eine wichtige Rolle. Nach dem Anwerbestopp 1974 wurden keine 
Aufenthaltstitel mehr an Einwandererinnen und Einwanderer erteilt. Fa-
milienzusammenführung wurde dennoch zunächst weiterhin zugelassen. 
Mehrmals versuchten die französischen Regierungen, Nachzugseinwan-
derung von Familien einzugrenzen. Diese Maßnahmen wurden jedoch als 
rechtswidrig erklärt oder sie brachten nicht die erwarteten Auswirkungen. 
Heute werden verschiedene Konstellationen unter der Kategorie ‚Famili-
enzusammenführung‘ zusammengefasst. Das betrifft sowohl ausländische 
Arbeitnehmerinnen und -nehmer als auch Geflüchtete, die eine Aufent-
haltserlaubnis für ihre Kinder und/oder Partnerin bzw. Partner in Anspruch 
nehmen. Die Erteilung eines Aufenthaltsstatus an ausländische Eltern fran-
zösischer Minderjähriger wird auch als Familieneinwanderung betrachtet.12 
2018 wurden knapp 35 Prozent der Gesamtaufenthaltstitel für Drittstaats-
angehörige aus familiären Motiven erteilt (Ministère de l‘Intérieur 2019c). 
Im Vergleich zu anderen OECD-Ländern ist der Anteil an Migrantinnen und 
Migranten, die durch die Familienzusammenführung einreisen, in Frank-
reich am höchsten (OECD 2017a). 

12 In Frankreich gilt das Prinzip des ius soli (Geburtsortsprinzip): Jedes Kind, das in Frankreich geboren 
wird, erwirbt im Alter von 18 Jahren die französische Staatsangehörigkeit, auch wenn die Eltern die 
französische Staatsbürgerschaft nicht besitzen. 

Abb. 4: Vergabe von Aufenthaltstiteln an Drittstaatsangehörige nach Gründen
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Quelle: Ministère de l‘Intérieur (2019c). Eigene Zusammenstellung und Darstellung
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4. POLITISCHE EINSTELLUNGEN ZU DEN THEMEN EINWANDE-
RUNG UND INTEGRATION

4.1 SALIENZ DES THEMAS MIGRATION

Nach den Umfragen des Eurobarometers ist das Thema Einwanderung, 
wie in Abbildung 5 dargestellt, seit 2005 eines der fünf wichtigsten The-
men, die die französische Bevölkerung bewegen. Damit ist das Thema 
Migration in Frankreich ähnlich bedeutsam wie in Deutschland, Italien 
und Österreich. Im Mai 2005 gaben knapp elf Prozent der Befragten an, 
dass Einwanderung ein wichtiges Thema sei. Ende 2018 waren es 15 Pro-
zent der Befragten.

Es gibt dennoch weitere Themen, die die französische Bevölkerung laut 
Befragungen umtreiben. Seit 2005 bleibt die Arbeitslosigkeit das wich-
tigste Anliegen der französischen Befragten, auch wenn das Thema in 
den letzten Jahren insgesamt an Bedeutung verloren hat.13 Auch ande-
re Politikfelder, wie die Wirtschaftspolitik und insbesondere Themen wie 
steigende Preise und Lebenshaltungskosten, sind von großer Bedeutung 
und haben Ende 2018 parallel zu den sogenannten Gelbwesten-Protesten 
deutlich an Relevanz zugenommen. Ende 2014 stieg auch die Bedeutung 
des Themas Terrorismus: Parallel zu den terroristischen Anschlägen, die 
Frankreich insbesondere im Jahr 2015 trafen, wuchs die Angst vor Terro-
ranschlägen. Dieses Thema verliert jedoch seit 2017 an Bedeutung. Nicht-
destotrotz übersteigt die Relevanz des Themas Terrorismus seit 2015 die 
Relevanzzuschreibung des Themas Einwanderung. 

13 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt das European Council on Foreign Relations mit einer 
europäischen Studie im Vorfeld der Europawahl 2019 (Krastev et al. 2019). Die Analyse zeigt, dass 
Lebenshaltungskosten (36 Prozent der Antworten) und nicht das Thema Einwanderung (21 Prozent) 
für französische Befragte als Problem angesehen worden. Dennoch bleibt Migration eines der 
wichtigsten Themen.

Abb. 5: Salienz: Was sind die wichtigsten Themen? (Angaben in Prozent) 
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Quelle: Europäische Kommission (2019)
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4.2 EINSTELLUNGEN ZUM THEMA MIGRATION

Generell wird Frankreich in vielen Punkten als zuwanderungskritisches Land 
betrachtet (Europäische Kommission 2018b: 469). Eine Umfrage des Mei-
nungsinstituts Ifop untersuchte im November 2018, welche Gefühle, Wörter 
und Bilder französische Staatsangehörige mit Einwanderung in Verbindung 
bringen (Ifop 2018). Die Ergebnisse  zeigen, dass 40 Prozent mit Einwanderung 
negativ besetzte Substantive wie Unsicherheit und Angst verbinden. Nur 16 
Prozent der Befragten antworten mit positiv besetzten Bildern wie Solidarität 
oder Humanismus.

Diese eher kritische Haltung der französischen Befragten gegenüber Einwan-
derung spiegelt sich in weiteren Umfrageantworten wider. Die Hälfte (52 Pro-
zent) der in der Ifop-Studie Befragten stimmt zu, dass Frankreich in der Vergan-
genheit zu viele Migrantinnen und Migranten aufgenommen habe (Ifop 2018, 
59). Ähnlich viele Befragte stimmen ebenfalls der Aussage zu, dass zu viele 
Ausländerinnen und Ausländer in Frankreich leben und lehnen die Aufnahme 
weiterer Eingewanderte ab (Ifop 2018: 26). Zwei Drittel der Befragten nennen 
Werteunterschiede und Probleme des Zusammenlebens als Gründe für die-
se Ablehnung (Ifop 2018, 26). Eine überwiegende Mehrheit der Befragten (71 
Prozent) stimmt der Aussage zu, dass Arbeitsmigration zu Lohndumping führe 
(Ifop 2018: 26). Die Hälfte der Befragten bejaht die Aussage, dass Frankreich 
keine weiteren Einwandererinnen und Einwanderer aufnehmen solle, da diese 
das Terrorismus-Risiko erhöhten (Ifop 2018, 26). 

Weitere Umfragen zeigen die negativen einwanderungsbezogenen Einstel-
lungen unter den französischen Befragten auf (Ipsos 2017, 2019; CEVIPOF 
2019). Allerdings empfinden ebenfalls 53 Prozent der Befragten des CEVI-
POF-Vertrauensbarometers im Jahr 2018, dass Einwanderung eine kultu-
relle Bereicherung sei (siehe Abb. 6). Eine denkbare Interpretation ist, dass 
die republikanischen Werte und die Selbstwahrnehmung Frankreichs als 
‚Beschützerland der Menschenrechte‘ im Nationalbewusstsein stark veran-
kert sind und sich in Umfrageantworten widerspiegeln. Eine andere Erklä-
rung ergibt sich aus der Differenzierung nach verschiedenen Gruppen und 
Herkunftsländern. Laut CEVIPOF-Vertrauensbarometer nehmen 2018 60 
Prozent der Befragten den Islam als Bedrohung für die Französische Repu-
blik wahr. Weiterführende Fragen ergeben sich dabei hinsichtlich dessen, 

Abb. 6: Fragen in Bezug zur Einwanderung, CEVIPOF-Vertrauensbarometer, Dezember 2009-2018
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„Kinder von Einwanderern, die in Frankreich geboren sind, sind nicht wirklich Franzosen.“

 

 

Quelle: CEVIPOF (2019) Umfragewerte liegen teilweise erst ab 2015 und später vor.
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ob Einwanderung in Frankreich per se abgelehnt wird oder ob diese Ableh-
nung vielmehr in Bezug auf Teilaspekte, die die französischen Befragten 
mit dem Thema in Verbindung bringen, zu differenzieren ist; etwa, ob sich 
die Ablehnung auf eine spezifisch antimuslimische Haltung oder auf Ängste 
sozialen Abstiegs zurückführen lässt.

4.3 DAS REPUBLIKANISCHE INTEGRATIONSMODELL IN UMFRAGEN

Eine Umfrage des Ipsos-Instituts von 2019 zum Thema Integration stellte 
1.080 Teilnehmenden die Frage, was es für sie bedeutet, Französin bzw. 
Franzose zu sein (Ipsos 2019). Hier zeigt sich, dass die Befragten stark 
vom republikanischen Integrationsmodell geprägt sind. Das Teilen der 
‚Werte‘ der französischen Gesellschaft (Demokratieverständnis, Laizis-
mus, Geschlechtergleichheit, usw.) ist für zwei Drittel der Befragten das 
wichtigste Merkmal französischer Identität (Ipsos 2019, 4). Für 51 Prozent 
der Befragten führt die Adaption dieser Werte zu einer gelungenen In-
tegration. Andere Aspekte der französischen Kultur bzw. Identität sind 
von geringerer Bedeutung: Insgesamt antworten jeweils ein Drittel der 
Befragten, dass die französische Staatsbürgerschaft und das Teilen eines 
spezifischen Lebensstils (Traditionen, Gastronomie etc.) wichtige Kriteri-
en sind. Das Beherrschen der französischen Sprache sowie die Bedeu-
tung der nationalen Geschichte sind für jeweils 28 Prozent und 24 Prozent 
der Befragten wichtig.

In einer Ifop-Umfrage wurden Teilnehmerinnen und Teilnehmer dazu auf-
gefordert, den Stand der Integration von Migrantinnen und Migranten zu 
bewerten. Eine überwiegende Mehrheit der Befragten (75 Prozent) sind 
der Auffassung, dass Eingewanderte heutzutage schlecht integriert seien 
(Ifop 2019: 50). Als Ursachen gaben 43 Prozent der Befragten an, dass Ein-
wandererinnen und Einwanderer nicht integrationswillig seien. Bei einer 
ähnlichen Frage der Ipsos-Umfrage nehmen 43 Prozent der Befragten 
Identitätskonflikte aufgrund von Religion oder Herkunft als größte gesell-
schaftliche Konfliktlinie in Frankreich wahr (Ipsos 2019). 

5. „MENSCHLICHKEIT“ UND „HÄRTE“: DIE EINWANDERUNGS- 
POLITIK VON GISCARD D‘ESTAING BIS MACRON

5.1 VALERY GISCARD D’ESTAING: ANWERBESTOPP 1974

Seit den 1970er Jahren ist das Thema Einwanderung auf der politischen 
Agenda der verschiedenen französischen Regierungen. Dabei hat sich ein 
bestimmter Diskurs etabliert: Einerseits werden restriktive Maßnahmen ge-
genüber bestimmten Migrantengruppen eingeführt (fermeté), aber gleich-
zeitig mit einer ‚liberaleren‘ Politik gegenüber anderen, wie zum Beispiel 
Schutzsuchenden (humanité), ‚kompensiert‘. Allgemein ist jedoch ein eher 
restriktiver Kurs der französischen Regierungen zu beobachten. 

Der Anwerbestopp 1974 markierte einen Wendepunkt in der französischen 
Einwanderungspolitik. Im Zuge der Wirtschaftskrise der 1970er Jahre und 
des hohen Anstiegs der Arbeitslosigkeit beendete Frankreich 1974 alle An-
werbeprogramme für ausländische Arbeitskräfte, auch aus Algerien. Die 
Regierung in der Amtszeit von Präsident Giscard D‘Estaing verfolgte nach 
der Öl-Krise nicht nur eine ‚Null-Einwanderungspolitik‘, sondern arbeitete 
ebenfalls daran, den Anteil an ausländischen Arbeitskräften an der Ge-
samtbevölkerung zu reduzieren (Gastaut 2004). Ab Juli 1974 erteilte die 
französische Verwaltung keine Arbeitsaufenthaltstitel an Ausländerinnen 
und Ausländer mehr. Der Familiennachzug für ausländische Arbeitskräfte 
wurde ebenfalls unterbunden. 1977 wurde eine Rückführungsprämie für 
‚Gastarbeiter‘ eingeführt (Gastaut 2004, 109).  Im Jahr darauf erklärte der 
Staatsrat jedoch das Dekret von 1974 für nichtig. 
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Während Valery Giscard d’Estaings Amtszeit veränderte sich der Diskurs 
um Einwanderung. Die Regierung begründete ihre restriktiven Maßnah-
men damit, dass diese dem Schutz des Arbeitsmarktes dienten. Sowohl 
im Regierungsdiskurs als auch in der Öffentlichkeit wurden ausländische 
Arbeitskräfte als Konkurrenz für französische Arbeitssuchende dargestellt 
(Gastaut 2004, 111).

5.2 DIE WAHL VON FRANÇOIS MITTERRAND 1981

Die Wahl von François Mitterrand zum Präsidenten im Jahr 1981 markier-
te erneut eine Wende und den Beginn einer neuen, liberaleren (aber re-
lativ kurzen) Ära in der französischen Einwanderungspolitik. Der Anfang 
der 1980er Jahre ist durch ein starkes zivilgesellschaftliches Engagement 
der ersten und zweiten Generation von Einwanderinnen und Einwande-
rern gekennzeichnet. Symbolische Aktionen wie der ‚Marsch für Gleich-
berechtigung und gegen Rassismus‘ 1983 (Marche pour l‘égalité et contre le 
racisme, oder auch Marche des beurs14 genannt) fanden statt. Bedeutende 
zivilgesellschaftliche Organisationen wie SOS Racisme entstanden zu dieser 
Zeit. Die Politik der neugewählten sozialistischen Regierung stand im Ge-
gensatz zu den Versuchen der vorherigen Regierung, ausländische Arbei-
terinnen und Arbeiter auszuweisen. Bereits in seinem Wahlprogramm ver-
sprach François Mitterand Einwanderinnen und Einwanderern zahlreiche 
„neue Rechte“ wie zum Beispiel das Kommunalwahlrecht für ausländische 
Bürgerinnen und Bürger (Mitterrand 1981).

14 ‚Beurs‘ ist eine umgangssprachliche und negativ konnotierte Bezeichnung für die in Frankreich 
geborenen Kinder maghrebinischer Einwandererinnen und Einwanderer. 

Abb. 7: Chronologischer Überblick der wichtigen Gesetzesänderungen im Bereich Einwanderungspolitik nach dem Anwerbe- 
stopp 1974, nach Präsidenten und Regierungen
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Mitte der 1980er Jahre wechselte François Mitterrand seinen Kurs. Zwar 
wurden mehrere ‚Regularisierungen‘15 (régularisations) durchgeführt, den-
noch wurde die französische Einwanderungspolitik restriktiver, zum Bei-
spiel im Bereich des Staatsangehörigkeitsrechts, des Aufenthaltsrechts 
und der Familienzusammenführung. Die Gründe dafür sind vielfältig: Ers-
tens wurde Arbeitslosigkeit zu einem strukturellen Problem, die Zahl der 
Arbeitslosen stieg weiterhin. Dies übte Druck auf Mitterands Wirtschafts-
politik aus. Zweitens erzielte der Front National mit migrationsfeindlichen 
Forderungen die ersten Wahlerfolge (siehe Infobox). Die Parlamentswahl 
1986 gewann die Oppositionspartei RPR zusammen mit der UDF, der Par-
tei des damaligen Präsidenten Valéry Giscard d‘Estaing. Ab 1986 began-
nen die Phasen der ‚cohabitation‘, bei denen der Staatspräsident und die 
stärkste Fraktion im Parlament sowie der Premierminister unterschied-
lichen politischen Lagern angehörten, zwischen dem RPR und dem Parti 
Socialiste. Es folgten noch zwei unter den Präsidenten François Mitterand 
(1993-1995) und später Jacques Chirac (1997-2002). Der restriktive Kurs in 
der Migrationspolitik wurde fortgesetzt.

Wichtige Meilensteine sind die Pasqua-Gesetze von 1986 und 1993, die 
die Bedingungen zur Erteilung von Aufenthaltstiteln erschwerten. In 
den 1990er Jahren etablierte sich in den Regierungsparteien ein migra-
tionskritischer Diskurs, sowohl im linken als auch im rechten Spektrum 
(Cornuau/Dunezat 2008). Zu dieser Zeit entstand der bekannte Satz des 
Premierministers Michel Rocard (Parti Socialiste): „Frankreich kann nicht 
das ganze Elend der Welt aufnehmen.“16 Die ‚Null-Einwanderungspoli-
tik‘ in den 1990er Jahren führte dazu, dass Frankreich, einst das größ-
te Einwanderungsland Europas, nunmehr im Vergleich zu den anderen 
europäischen Ländern eine der niedrigsten Einwanderungsraten hatte 
(Noiriel 2010: 33).

INFOBOX – Der Front National und die Besetzung der Einwanderungs-
thematik

Die migrationspolitischen Entscheidungen der französischen Regierungen 
in den letzten Jahrzehnten lassen sich ohne eine Analyse der Erfolge des 
Front National, der 2018 in Rassemblement National umbenannt wurde, 
und seines Einflusses auf die politische Debatte in Frankreich nicht erklä-
ren. Der Front National wurde 1972 von Jean-Marie Le Pen mitbegründet 
(Mayer 2007: 435). Seit seinem Einzug ins Europäische Parlament 1984 hat 
sich der Front National im französischen Parteiensystem etabliert. 2002 
und 2017 gelang es der Partei, sich für den zweiten Wahlgang bei einer 
Präsidentschaftswahl zu qualifizieren. Bei der Europawahl 2014 und 2019 
wurde sie zur stärksten Kraft in Frankreich. Die Partei gehört zu den erfolg-
reichsten rechtspopulistischen Parteien Europas.

Die Partei verfolgt einen starken Antimigrationskurs. Sie stellt bereits in 
den 1980er Jahren Einwanderung als eine Bedrohung für französische 
Staatsangehörige dar und verknüpft sie mit anderen Themen wie Sicher-
heit und Arbeitslosigkeit. Kernpunkt der Programmatik ist die préferen-
ce nationale, der nationale Vorrang. Bereits in den späten 1970er Jahren 
machte die Partei Wahlkampf mit dem Werbeslogan ‚Franzosen zuerst‘ (Les 
Français d’abord), der mittlerweile zu ihrem Markenzeichen geworden ist 
und weitgehend unverändert blieb (Backes 2019: 300). Nach diesem Prin-
zip soll französischen Staatsangehörigen Vorrang bei Wohnungen, Sozial-

15 Mit Regularisierung ist die Möglichkeit zur nachträglichen Ausstellung von Aufenthaltsgenehmigungen 
für irregulär Zugewanderte gemeint.

16 Auf Französisch: « La France ne peut pas accueillir toute la misère du monde. »
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hilfe oder auch Arbeitsplätzen gegenüber Ausländerinnen und Ausländern 
gewährt werden (Mayer 2018). 

Der Parteigründer und -vorsitzende Jean-Marie Le Pen rückte im Laufe der 
Jahre unter anderem aufgrund seiner rassistischen und antisemitischen 
Äußerungen immer wieder in den Fokus.17 2011 fand ein Wechsel in der 
Parteiführung statt. Die Umbenennung der Partei 2018 zum ‚Rassemble-
ment National‘ wird als Versuch wahrgenommen, eine endgültige (aber 
nur äußerliche) Trennlinie zum „Stigma“ der Vergangenheit zu ziehen. Im 
Gegensatz zu ihrem Vater verfolgt Marine Le Pen seit dem Führungswech-
sel 2011 offiziell keine Null-Einwanderungspolitik. Der Fokus liegt nun auf 
dem Wanderungssaldo, also dem Unterschied zwischen Ein- und Auswan-
derung (Perrineau 2016: 116). Ziel der Partei ist es, diese Zahlen drastisch 
zu reduzieren, um einen jährlichen positiven Saldo von 10.000 ‚legalen‘ Ein-
wandernden zu erlangen. 

Marine Le Pen distanzierte sich zwar von den antisemitistischen Aussa-
gen ihres Vaters, dafür wurden Muslime zur bevorzugten Zielscheibe 
der Partei. In den letzten Jahren führen Marine Le Pen und die Partei ei-
nen Kampf gegen die ‚migrantische Überflutung‘ (submersion migratoire) 
durch irreguläre Einwanderinnen und Einwanderer und die ‚migrationisti-
sche Logik‘ (logique immigrationiste) der EU-Kommission und der wechseln-
den französischen Regierungen. Gleichzeitig stellt sie sich auch gegen eine 
„Islamisierung“ Frankreichs, die die nationale Identität und das Prinzip der 
Laizismus bedrohe. Unter Marine Le Pen rückt der „radikale Islamismus“ in 
den Vordergrund (Backes 2019: 303). Aufgrund mancher diskrimierender 
Aussagen über die muslimische Bevölkerung wurde sie ebenfalls vor Ge-
richt angeklagt.18

Seit Jacques Chiracs Appell im Jahr 2002, eine ‚republikanische Front‘ gegen 
den Front National zu errichten, weigern sich französische Parteien, mit 
dem Front bzw. Rassemblement National zusammenzuarbeiten (Mayer 
2007: 524). Diese Ablehnung jeglicher Zusammenarbeit wird in Frankreich 
‚cordon sanitaire‘ genannt. Einen Regelbruch gab es zum ersten Mal bei 
der Präsidentschaftswahl 2017, als die national-populistische Kleinpartei 
Debout la France Marine Le Pen ihre Unterstützung für den zweiten Wahl-
gang zusicherte. Nicolas Sarkozy ist ebenfalls einer der ersten Politiker, der 
sich einer ‚republikanischen Front‘ verweigerte. Er befürwortete eine ‚We-
der-Noch‘ Strategie: Die UMP bzw. Les Républicains gibt den Wählerinnen 
und Wählern keine Wahlempfehlung für eine andere Partei, die im zweiten 
Wahlgang gegen den Rassemblement National steht. Sie appelliert an die 
Wählerschaft, einen „doppelten Widerstand“ zum Ausdruck zu bringen, in-
dem sie eine „vote blanc“ abgeben19 oder sich enthalten. Diese Strategie ist 
innerhalb der Partei bis heute umstritten.

17 1996 sprach Jean-Marie Le Pen von „Rassenungleichheiten“, die „offensichtlich“ seien. So behauptete 
er, es gäbe eine Überlegenheit bestimmter (angedeutet „weißer“) „Rassen“ über andere. Diese Aussage 
widerholte er mehrmals (Bienvenu 2015).

18 2011 verglich Marine Le Pen zum Beispiel das muslimische Gebet auf öffentlicher Straße mit der NS-
Besatzung im Zweiten Weltkrieg (Dézé 2015: 49). Für diese Aussage wurde sie von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen verklagt, jedoch nicht verurteilt.

19 Konkret wird dafür der Wahlumschlag ohne Stimmzettel abgeben. Es ist also keine Enthaltung. Da aber 
Wahlumschläge ohne Stimmzettel als ungültige Stimme betrachtet und nicht abgerechnet werden, hat 
dies eine reine symbolische Bedeutung.
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5.3 DIE POLITIK VON NICOLAS SARKOZY 

2002 wurde Nicolas Sarkozy Innenminister der Regierung von Jacques 
Chirac. Sarkozy hat die französische Migrationspolitik bis heute entschei-
dend geprägt. In seiner Funktion als Innen- (2002-2004; 2005-2007) und 
Wirtschaftsminister (2004) und später als Präsident (2007-2012) hatte er 
mit dem Erlass zahlreicher Gesetze einen unmittelbaren Einfluss auf die 
französische Migrationspolitik der letzten Jahrzehnte. 

Unter Nicolas Sarkozy wurde der Kampf gegen ‚illegale Einwanderung‘ 
verstärkt und eine Verknüpfung zwischen Einwanderung und innerer 
Sicherheit hergestellt. Sarkozys Positionen im Bereich der Einwande-
rungspolitik kennzeichnete das Zusammenspiel von ‚Härte‘ (fermeté) und 
‚Großzügigkeit‘ (générosité). Seine erste restriktive Maßnahme (das Sar-
kozy-Gesetz von 2003) begleiteten zahlreiche ‚inklusionsorientierte‘ Vor-
schläge, die bis dahin ausschließlich von Parteien des linken Spektrums 
vorgebracht worden waren20 (Simon 2007). Sarkozys Position verschob 
sich im Vorfeld der Präsidentschaftswahl 2007 (Héran 2018: 76). Aus die-
ser Zeit stammen seine kontroversen Aussagen über die Notwendigkeit, 
Pariser Vororte mit einem „Kärcher“ zu reinigen (Juni 2005), oder seine 
Bezeichnung der Unruhestifter des Banlieues-Tumults (Oktober 2005) 
als „Abschaum“ (racaille). Nicolas Sarkozy prägte zudem den französi-
schen Diskurs um Einwanderung mit seiner Unterscheidung zwischen 
selektiver, ‚gewünschter‘ Einwanderung (immigration choisie) und ‚erfah-
rener‘, unerwünschter Einwanderung (immigration subie), die er 2007 in 
einem zweiten strittigen Einwanderungsgesetz21 formulierte. Unter ‚er-
fahrener‘ Einwanderung zählen Familiennachzug und humanitäre Hilfe. 
Unter ‚erwünschter Migration‘ versteht das Gesetz eine Arbeitsmigrati-
on, die sich an die Bedürfnisse des französischen Arbeitsmarkts anpasst 
(Viprey 2010). 

INFOBOX – Der „Dschungel“ von Sangatte und Calais

Als Symbol der französischen Einwanderungspolitik galten die Lager 
von Sangatte beziehungsweise Calais an der französischen Ärmel-
kanalküste. Das Zentrum in Sangatte war 1999 zum Sammelpunkt 
mehrerer Tausend Einwanderinnen und Einwanderer ohne Aufent-
haltserlaubnis geworden, die über die von Lastkraftwagen benutzte 
Route versucht hatten, das Vereinigte Königreich zu erreichen. Im 
November 2002 kündigte Nicolas Sarkozy die endgültige Schließung 
des Zentrums an. Nach dessen Schließung versammelten sich Migran-
tinnen und Migranten einige Kilometer nordöstlich in der Kommune 
von Calais, wo eine weitere illegale Unterkunft entstand. Im Laufe der 
Jahre zog diese Unterkunft große mediale Aufmerksamkeit auf sich. 
Ins Blickfeld der Öffentlichkeit gerieten die menschenunwürdigen 
Lebensbedingungen, die vor Ort herrschten (AFP 2017). So entstand 
der Beiname ‚„der Dschungel“, um die Lebenssituation der Einwande-
rinnen und Einwanderer zu beschreiben. Erst im Oktober 2016, unter 
François Hollande, wurde das Flüchtlingslager komplett geräumt und 
offiziell geschlossen.

20 Zu dieser Zeit war Sarkozy ein Befürworter des multikulturalistischen Ansatzes und stimmte auch für die 
Einführung des Ausländerwahlrechts bei Kommunalwahlen, was bis dahin eine linke Forderung war.

21 Nach diesem Gesetz wurde der Verfassungsrat von einigen Mitgliedern des Senats und von einigen 
Abgeordneten angerufen, um die Verfassungskonformität zu prüfen.
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Sarkozys Amtszeit verschärfte den Diskurs um Migration, gab ihm eine 
identitätspolitische Prägung, die sich bis heute durchzieht. Kennzeich-
nend für diese Phase ist die Schaffung eines Einwanderungsministeri-
ums, das von 2007 bis 2010 von den Innenministern Brice Hortefeux und 
Eric Besson geführt wurde. Nicolas Sarkozy verschwieg nie sein Ziel, die 
nach rechts gerückte Wählerschaft durch Themen wie Sicherheit und Ein-
wanderung zurückgewinnen zu wollen (Marthaler 2008). Dieser Wettbe-
werb um die Besetzung der Migrationsthematik zwischen dem Rassem-
blement National und Sarkozys Partei, die derzeit unter dem Namen Les 
Républicains auftritt, hält bis heute an.

INFOBOX – Das Einwanderungsministerium und die Kopftuch- und 
Identitätsdebatte

Nach seiner erfolgreichen Wahl bei der Präsidentschaftswahl 2007 lös-
te der gewählte Präsident Nicolas Sarkozy sein Wahlversprechen ein 
und schuf das Ministerium für Einwanderung, Integration, nationale 
Identität und Entwicklung. Die Brücke zwischen ‚Einwanderung‘ und 
‚nationaler Identität‘, die nun mit dem Ministeriumsnamen geschlagen 
wurde, löste eine Welle von Protesten aus (Gastaut 2012: 334). Im Lau-
fe der Legislaturperiode intensivierte sich die Debatte um die nationale 
Identität und die Rolle des Islams in der französischen Gesellschaft. So 
deklarierte Sarkozy im Juni 2009 auf einem Kongress, dass das Tragen 
der Burka nicht mit dem republikanischen Konzept der Frauenwürde 
vereinbar sei (Gastaut 2012: 340). Diese Aussage löste eine neue De-
batte über das Tragen religiöser Zeichen und über die Vereinbarkeit 
des Islams mit dem Laizismus aus. Sarkozy wurde vorgeworfen, mit sei-
ner Aussage über die Burka den Islam zu stigmatisieren, da nur wenige 
Frauen in Frankreich eine Burka tragen. 

Im Oktober 2009 kündigte der neu berufene Einwanderungsminister 
Éric Besson eine nationale Debatte über die französische Identität an. 
Von November 2009 bis Februar 2010 wurden Gesprächsgruppen auf 
einer Webseite sowie auf lokaler Ebene organisiert, die sich mit der 
Frage „Was bedeutet es, Französin bzw. Franzose zu sein?“ auseinan-
dersetzten. Auch diese Debatte stieß auf viel Kritik: Zunächst wurde 
die geringe Partizipation insbesondere der jüngeren Bevölkerungs-
gruppen festgestellt (Gastaut 2012: 339). Die rassistischen Töne, die 
zum Teil in der Diskussion angeschlagen wurden, befeuerten die Kri-
tiken, dass die Debatte irreführend und polarisierend geleitet werde. 
Einige Monate später beendete Premierminister François Fillon die 
Debatte. Im Oktober 2010 wurde das sogenannte ‚Burka-Verbot‘ im 
Rahmen eines Vollverschleierungsgesetzes erlassen. Das Einwande-
rungsministerium wurde Ende 2010 im Zuge des Regierungswechsels 
wieder abgeschafft.

5.4 DER UMGANG MIT NICOLAS SARKOZYS ‚ERBE‘

Nach der Präsidentschaftswahl 2012 blieb offen, wie die nachfolgende 
Regierung mit Nicolas Sarkozys ‚Erbe‘ und den neuen Herausforderun-
gen hinsichtlich der globalen Migrationsdynamiken umgehen werde.

François Hollandes Amtszeit wurde von mehreren Krisen geprägt: Zum 
einen durch die Wirtschaftskrise, die sich in der Legislaturperiode 2012-
2017 auf die Beschäftigungsquote auswirkte, zum anderen durch Instabi-
litäten im Mittleren und Nahen Osten, die einen Anstieg der Fluchtmigra-
tion aus diesen Gebieten zur Folge hatte. Zudem erschütterten 2015 und 
2016 mehrere terroristische Anschläge Frankreich. Nach der Präsident-
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schaftswahl 2012 stiegen die Ergebnisse des Front National wieder an, 
obwohl er in den Jahren davor relativ geringe Werte verzeichnet hatte 
(siehe Abb. 8). 

Der Sommer 2015 wurde in Europa insbesondere durch den starken 
Anstieg der Fluchtmigration geprägt. Der erste europäische Verteilungs-
plan von Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker stieß zunächst auf 
Widerstand seitens der französischen Regierung. Nach mehreren Ver-
handlungen erklärte sich die französische Regierung bereit, 24.000 Asyl-
suchende innerhalb der nächsten zwei Jahre aufzunehmen (Héran 2018: 
14).22 2015 fanden in Frankreich islamistisch motivierte Terroranschläge 
statt: im Januar auf die Redaktion der Satirezeitschrift Charlie Hebdo und 
im November u.a. auf das Bataclan-Theater. Dies verschärfte die ohne-
hin polarisiert geführte Debatte noch weiter (siehe Infobox).

Außer der Schließung des ‚Dschungels‘ von Calais23 unter Premierminis-
ter Manuel Valls und Innenminister Bernard Cazeneuve nahm Francois 
Hollande keine umfangreichen Veränderungen im Bereich der Einwan-
derungspolitik vor. Die drei wichtigen Einwanderungsgesetze, die in der 
Ära Sarkozy erlassen wurden (2006, 2008 und 2011), blieben unverändert 
(Héran 2018: 91). 

22 Trotz dieser geringen Anzahl aufgenommener Geflüchteter wurde die Situation auf der sogenannten 
Balkanroute in französischen Medien stark debattiert. Eine Medienanalyse der französischen 
Tageszeitungen Le Monde und Le Figaro zeigt, dass die französische Presse während der ‚Flüchtlingskrise‘ 
deutlich häufiger die ‚Abwehrmaßnahmen‘ (Grenzschließungen, strengere Registrierungsverfahren, 
verstärkte Militär- und Polizeipräsenz etc.) als die Aufnahmebedingungen thematisierte (Georgiou/
Zaborowski 2017). Die Perspektive der Geflüchteten (20 Prozent der Artikel) wurde gegenüber der 
französischen Bevölkerung (etwa 65 Prozent der Artikel) kaum dargestellt. Im Vergleich zu anderen 
Ländern (Deutschland, Tschechische Republik, Griechenland) war diese Diskrepanz am größten. 

23 Für eine Erklärung siehe Infobox, Seite 23. 

Abb. 8: Stimmenanzahl des Front/Rassemblement National seit 1984 bei verschiedenen Wahlen 
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INFOBOX – Die Debatte um die Entziehung der Staatsbürgerschaft

Nach den terroristischen Anschlägen 2015 prägten insbesonde-
re zwei Aspekte den konfliktreich ausgetragenen Diskurs: Die is-
lamistischen Terroristen kamen aus sogenannten Einwandererfa-
milien und besaßen teilweise die doppelte Staatbürgerschaft. Eini-
ge waren als Asylbewerber über die ‚Balkan-Route‘ eingereist. Der 
Front National sah sich in seinem antimuslimischen und einwande-
rungsfeindlichen Kurs bestätigt und rechtfertigte dies nun mit dem 
Kampf gegen den radikalen Islamismus. Schließlich schlug die Parti 
Socialiste in der Diskussion um Migrations- und Integrationsthemen 
ebenfalls einen schärferen Ton an.

Drei Tage nach den terroristischen Anschlägen u. a. im Bataclan-Theater, 
kündigte François Hollande seine Absicht an, die Entziehung der Staats-
bürgerschaft für Terroristinnen und Terroristen mit doppelter Staatsan-
gehörigkeit in der Verfassung zu verankern. Diese Maßnahme wurde An-
fang 2016 im Parlament diskutiert. Hollandes Vorschlag stieß auf viel Kri-
tik, insbesondere aus dem linken Spektrum und in seiner eigenen Partei 
(Equy 2015). Unter anderem warfen Parteimitglieder dem Präsidenten 
vor, einen Kernpunkt des Wahlprogramms des Front National aufzuneh-
men. Schließlich gab Hollande seinen Vorschlag auf. In einer Rede im 
Dezember 2016 zum Fazit seiner Präsidentschaft räumte der Präsident 
Fehler bei der Debatte um die Entziehung der Staatsbürgerschaft ein. 
Dies sei seine ‚einzige Reue‘ während seiner gesamten Präsidentschaft 
(Franceinfo 2016).

5.5 DIE AMTSZEIT VON EMMANUEL MACRON

Nach der Hälfte der Legislaturperiode Emmanuel Macrons bleibt immer 
noch die Frage offen, inwieweit sich seine Einwanderungspolitik von der 
seiner Vorgänger unterscheidet. Unmittelbar nach der Wahl kündigte die 
Macron-Regierung ein neues Asyl- und Einwanderungsgesetz an. Des-
sen Entwurf stieß auf den Widerstand zivilgesellschaftlicher Organisa-
tionen. Sie warfen der Regierung vor, Sarkozys Politik wiederaufzuneh-
men und die Rechte von Einwanderinnen und Einwanderern drastisch 
einzuschränken. Sie kritisierten, dass die Beschleunigung der Verfahren, 
die Verkürzung der Beschwerdefristen, aber vor allem die Erhöhung der 
Abschiebungen zu mehr ‚Härte‘ führe und sich von der ‚humanistischen‘ 
Aufnahmetradition Frankreichs abwende (Cimade 2018, Médecins Sans 
Frontières 2018). Die Assemblée Nationale debattierte den Gesetzentwurf 
in den folgenden Monaten kontrovers und kritisierte ebenfalls dessen Un-
ausgewogenheit zwischen ‚Härte‘ und ‚Humanismus‘ (Albanel 2018). Trotz 
dieser fortgesetzten Kritik an den Restriktionen wurde das neue Einwan-
derungs- und Asylgesetz, das indes auch einige Liberalisierungen24 bein-
haltete, im Sommer 2018 erlassen.

Ende November 2018 entstand die sogenannte Gelbwesten-Bewegung 
(siehe Infobox). Auch wenn Einwanderung nicht im Vordergrund der For-
derungen der Protestierenden stand, tauchte das Thema im Laufe der 
Proteste immer wieder auf. Am 10. und 11. Dezember 2018 wurde der 

24 So etwa erleichterte Bedingungen für Aufenthaltsgenehmigungen für hochqualifizierte Migrantinnen 
und Migranten und eine Abschwächung des ‚Solidaritätsdelikts‘.
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Globale Migrationspakt25 unterzeichnet. Kurz vor der Unterzeichnung, 
mitten im Protest der Gelbwesten, organisierte Marine Le Pen am 3. De-
zember eine Pressekonferenz, um auf die „Gefahren“ des Migrationspakts 
aufmerksam zu machen: „Mit diesem neuen stillen Verrat an der Nation 
machen unsere Staatschefs einen neuen Schritt in den organisierten Nie-
dergang unseres Landes“, sagte Marine le Pen (Valeurs Actuelles 2018). 
Nach ihren Worten würde dieser „Verrat“ direkt die Gelbwesten betreffen. 
Sie erklärte, dass die Gelbwesten „[…] sich bewusst seien, dass [Frank-
reich] keine Hunderttausende zusätzlicher Menschen aufnehmen“ könne 
und dass dies „einen Einfluss auf das Gleichgewicht der [französischen] 
Sozialhaushalte und Territorien“ habe (Valeurs Actuelles 2018). Mit ihrer 
Pressekonferenz schaffte es Marine Le Pen, die mediale Aufmerksamkeit 
auf den Globalen Migrationspakt zu lenken. Auch Les Républicains zogen 
mit ihrer Kritik gleich (Les Républicains 2018). Einige Akteurinnen und 
Akteure der Gelbwesten-Bewegung meldeten sich zu Wort und beklag-
ten, dass die französische Regierung das Land „verkaufe“ (AFP 2018). Auf 
verschiedenen Online-Foren der Gelbwesten tauchten Meldungen gegen 
den Pakt auf (Sideris 2018). Der Pakt wurde als „anti-demokratisch“ be-
schrieben, da er, so die Kritikerinnen und Kritiker, ohne die Zustimmung 
der Bevölkerung unterschrieben wurde. 

INFOBOX – Die Gelbwesten-Bewegung

Die Bewegung der Gelbwesten startete in Frankreich im Herbst 2018 
als Reaktion gegen die Erhöhung der Verbrauchssteuer für Energieer-
zeugnisse (Algan et al. 2019). Durch verkehrsbehindernde Demonstra-
tionen und Straßensperren erhielt sie schnell viel Aufmerksamkeit. Die 
Teilnehmenden gaben sich durch das Tragen von gelben Warnwesten 
zu erkennen, die nach französischem Recht jede Fahrerin und jeder 
Fahrer im Auto aufbewahren muss. Ab November 2018 fanden jeden 
Samstag zusätzlich Demonstrationen in den französischen Großstäd-
ten statt. Bei den meist nicht angemeldeten Kundgebungen wurden 
bisher mehrere Tausend Menschen verletzt, sowohl von Demonstran-
tinnen und Demonstranten als auch durch Angehörige der Polizei. An-
gesichts des Ausmaßes dieser Bewegung beschloss die Regierung, die 
Verbrauchssteuer nicht zu erhöhen. Als Antwort initiierte Emmanuel 
Macron in einer Fernsehrede im Dezember 2018 eine Nationale Debat-
te (Grand débat national) und kündigte im April 2019 zahlreiche Maß-
nahmen wie eine Einkommenssteuersenkung an. 

Die Bewegung organisiert sich außerhalb von politischen Parteien 
und Gewerkschaften. Sie ist weder strukturiert noch zentralisiert. Im 
Laufe der Proteste wurden ihre Forderungen auf weitere soziale und 
politische Bereiche ausgedehnt, wie zum Beispiel auf die Wiederein-
führung der Vermögenssteuer, die im Januar 2018 im Rahmen eines 
Wahlkampfversprechens Macrons abgeschafft worden war. Ebenfalls 
forderten die Demonstrierenden den Rücktritt des Präsidenten Emma-
nuel Macron. 

Die Bewegung ist sehr heterogen zusammengesetzt, weshalb es 
schwierig ist, den Gelbwesten pauschal eine migrationsablehnende 

25 Der UNO-Migrationspakt (offiziell: Globaler Pakt für eine sichere, geordnete und reguläre Migration) 
ist eine internationale Vereinbarung zum Thema Migration. Darin verpflichten sich Staaten unter 
anderem, gemeinsam darauf hinzuwirken, dass die Menschenrechte von Migrantinnen und Migranten 
in Herkunfts- und Ankunftsländern gewahrt werden. Die Vereinbarung wurde am 19. Dezember 2018 
von der Generalversammlung der Vereinten Nationen formell angenommen. Sie ist zwar als Rechtsakt 
nicht rechtsverbindlich, dennoch kündigten mehrere Staaten (unter anderen die USA unter Donald 
Trump) an, den Pakt nicht zu unterstützen. 
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Position zu attestieren. Nichtsdestotrotz entstanden im Laufe der Pro-
teste verschiedene Kontroversen um die Themen Migration und Integ-
ration. Zum Teil führten ausländerfeindliche und antimuslimische Ten-
denzen dazu, dass der Bewegung einwanderungskritische Positionen 
zugeschrieben wurden (Geisser 2019), was nicht zuletzt daran lag, dass 
die Gelbwesten eine breite Unterstützung aus dem rechtsextremen La-
ger erhielten (Algan et. al 2019).26

Im Dezember 2018 kündigte Emmanuel Macron die ‚Nationale Debat-
te‘ (Grand débat national) an. Macron erklärte, dass Französinnen und 
Franzosen „sich mit der Nation darüber einigen [sollen], was ihre tiefe 
Identität ist“, und fügte hinzu: „Wir müssen uns mit der Frage der Einwan-
derung befassen.“ (Dusseaulx 2018). Ihm wurde vorgeworfen, das Thema 
Einwanderung zu instrumentalisieren (SOS Racisme 2018; Bretton 2018). 
Im April 2019 wurden die Ergebnisse der Nationalen Debatte in der Öf-
fentlichkeit vorgestellt. Beobachterinnen und Beobachter waren sich je-
doch einig: Sowohl in den lokalen Debatten als auch in den Online-Beiträ-
gen spielte Einwanderung eine marginale Rolle.27 Ende April 2019 befand 
Macron, Schengen müsse neu gedacht und im Parlament solle eine jähr-
liche Debatte über Migration geführt werden. Er fügte hinzu: „Um offen 
zu sein, muss man Grenzen haben. Um Menschen zu empfangen, muss 
man ein Haus haben. Also brauchen wir Grenzen. Sie müssen respektiert 
werden. Also brauchen wir Regeln. Und heute muss man feststellen: Die 
Dinge laufen nicht, wie sie sein sollten.“ (Élysée 2019).

Im Oktober 2019 wurde dann eine parlamentarische Debatte um Ein-
wanderung eröffnet. Vor der Nationalversammlung sagte Premiermi-
nister Edouard Philippe, dass die Migrationspolitik in der Vergangenheit 
nicht ihre Ziele erreicht habe (Meier 2019). Zwar stellte er klar, dass das 
Asylrecht weiterhin bestehen bleibe. Auch auf die Forderung des Ras-
semblement National, die kostenlose staatliche Gesundheitsversorgung 
für illegale Migranten abzuschaffen, würde die französische Regierung 
nicht eingehen. Frankreich dürfe aber angesichts seiner sozialen Leistun-
gen für Asylbewerberinnen und -bewerber „nicht attraktiver“ als andere 
EU-Staaten sein. Die Führung einer öffentlichen Debatte über Einwan-
derung wird auch in der eigenen Fraktion der République En Marche als 
Versuch gesehen, bei der Kommunalwahl 2020 die Einwanderungsthe-
matik zu besetzen, um einen Erfolg des Rassemblement National zu ver-
hindern (Meier 2019).

26 Aus der 10. Ausgabe des CEVIPOF-Vertrauensbarometers stellten Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler eine starke Unterstützung von Personen aus der sogenannten Arbeiter- und Mittelschicht fest, 
die eine kritische Position gegenüber dem Kapitalismus haben (Algan et. al 2019). 47 Prozent der Gelb- 
westen hatten Jean-Luc Mélanchon (La France insoumise) und 57 Prozent Marine Le Pen bei der Präsi-
dentschaftswahl 2017 gewählt. Eine Umfrage danach, wen die Befragten heute am meisten unterstützen, 
zeigt hingegen, dass 44 Prozent Marine Le Pen eher vertrauen als Mélanchon (27 Prozent). Diese rechte 
Orientierung der Unterstützenden spiegelt sich auch in weiteren Daten wider: 71 Prozent der entschlos-
sensten Anhängerinnen und Anhänger der Bewegung glauben, dass der Islam eine Bedrohung für die 
Republik darstelle.

27 Nur 5.000 der 135.000 Online-Beiträge beschäftigen sich mit dem Thema Einwanderung. Die 
Meinungen unterscheiden sich dabei erheblich (z.B. Verbesserung der Aufnahmebedingungen für 
Geflüchtete oder das Gegenteil: Stärkung der restriktiven Maßnahmen). In einer Pressekonferenz des 
Premierministers Édouard Philippe fand das Thema keine Erwähnung. 
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6. STEUERUNG IN EINZELNEN FELDERN DER MIGRATIONSPOLITIK 

6.1 FAMILIENZUSAMMENFÜHRUNG

Familienzusammenführung ist bereits seit den 1970er Jahren ein wichtiges 
Instrument zur politischen Steuerung von Migration in Frankreich (Cohen 
2014). Damals versuchte die französische Regierung, Familienmigration zu 
unterbinden, blieb dabei aber letztlich ohne Erfolg. Der Versuch von 1977, 
durch ein Dekret Familieneinwanderung zu stoppen, wurde ein Jahr später 
vom Staatsrat für nichtig erklärt. Familienzusammenführung war also Ende 
der 1970er Jahre weiterhin erlaubt.

François Mitterrands liberale Politik stellte Anfang der 1980er Jahre erst-
mals einen Gegendiskurs dar. 1981 empfahl die sozialistische Regierung, 
das Dekret über die Familienzusammenführung 1976 „liberal“ zu interpre-
tieren (Cohen 2014: 205). Familien hatten nun die Möglichkeit, Familienzu-
sammenführung auch dann zu beantragen, wenn sie sich bereits auf fran-
zösischem Boden befanden. Zwischen 1981 und 1984 wurde diese Frage 
im Parlament kaum diskutiert. Dies änderte sich mit dem Pasqua-Gesetz 
von 1993, das das Recht auf Familienzusammenführung einerseits zwar 
festigte, jedoch gleichzeitig strengere Kriterien für einen Antrag auf Fami-
lienmigration einführte. Beispielsweise verlängerte sich die Wartefrist, um 
einen Antrag zu stellen, von einem auf zwei Jahre. Ausländischen Ehepart-
nern, die sich vor der Heirat irregulär in Frankreich aufhielten, wurde die 
Aufenthaltserlaubnis verweigert (DEMIG 2014). 

Das Sarkozy-Gesetz 2003 änderte die Familiennachzugsregelungen grund-
legend. Erhielten Familienangehörige vor der Reform noch automatisch 
einen zehnjährigen Aufenthaltstitel, sofern der Ehepartner bzw. die Ehe-
partnerin über einen zehnjährigen Aufenthaltstitel verfügte, wurde dies 
nun abgeschafft (Hachimi Alaoui 2016). Das zweite Sarkozy-Gesetz 2006 
erhöhte die Sperrzeit für einen Familiennachzugsantrag von zwölf auf 18 
Monate. Schließlich führte das Hortefeux-Gesetz 2007 den ‚Aufnahme- und 
Integrationsvertrag‘ (Contrat d’Accueil et d’Intégration) ein: Familien mussten 
nun unterschreiben, dass sie die republikanischen Werte der Französischen 
Republik respektieren und annehmen. Das Gesetz sah ebenfalls eine Schu-
lung für Eltern über ihre Rechte und Pflichten vor (Hachimi Alaoui 2016). Die 
finanziellen Ressourcen, die Antragstellende für einen Anspruch nachwei-
sen sollen, wurden ebenfalls neu definiert. Ursprünglich sah der Gesetzes- 
text DNA-Tests zum Nachweis von Elternschaft vor. Diese Maßnahme wur-
de im Laufe der parlamentarischen Debatte schließlich aufgegeben.28

 
Während François Hollandes Amtszeit thematisierte u. a. Premierminister 
Manuel Valls den Familiennachzug immer wieder. Hollande weigerte sich 
jedoch, den Familiennachzug in Frage zu stellen. Als Sarkozy für die Prä-
sidentschaftswahl 2017 vorschlug, ein Referendum für die Abschaffung 
des „automatischen“ Erteilens einer Aufenthaltserlaubnis an Familienan-
gehörige durchzuführen, betonte Hollande wiederholt, dass das Recht auf 
Familienzusammenführung unberührt bleiben solle (AFP 2016). Mit dem 
Collomb-Gesetz 2018 nahm Emmanuel Macron leichte Veränderungen am 
Status quo vor und führte für unbegleitete minderjährige Geflüchtete das 
Recht ein, ihre Geschwister nach Frankreich nachzuholen. Dieser Absatz 
stieß auf viele Proteste aus dem rechten Lager.

28 Während Sakozys Amtszeit wurden zahlreiche Einschnitte im Bereich Familie und Familienzusammen-
führung beschlossen. So wurde beispielsweise der Erwerb der französischen Staatsangehörigkeit er-
schwert. Galt bisher, dass ausländische Ehepartnerinnen und -partner nach einem Jahr Ehe Anspruch 
auf die französische Staatsbürgerschaft haben, wurde diese Zeit auf vier Jahre erhöht (fünf bei einem 
Aufenthalt im Ausland).
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6.2 ARBEIT UND STUDIUM

Während Arbeitsmigration in Zeiten des ökonomischen Aufschwungs bis 
in die 1970er Jahre von der französischen Regierung begünstigt wurde, 
lag der Schwerpunkt nach dem Anwerbestopp 1974 auf der Rückfüh-
rung ausländischer Arbeitskräfte. Zahlreiche Programme organisierten 
die Rückführung in ihre Herkunftsländer. Erst ab der Präsidentschaft 
François Mitterands wurden diese Rückführungsprogramme abgeschafft 
(OCDE 2017b). 

François Mitterand trug zu bedeutenden Änderungen des französischen 
Aufenthaltsrechts bei. 1984 führte die Regierung einen neuen Aufent-
haltsstatus ein. Ein zehnjähriger Aufenthaltstitel wurde erstellt (carte de 
résident), der zum ersten Mal das Aufenthaltsrecht von einer Beschäfti-
gung trennte: Ausländerinnen und Ausländer erhielten nun die Erlaubnis, 
sich ohne Beschäftigungsnachweis in Frankreich aufzuhalten. Nach drei 
Jahren wurde ihnen automatisch ein neuer Aufenthaltstitel erteilt, zum 
Beispiel wenn sie familiäre oder persönliche Bindungen in Frankreich 
nachweisen konnten (OCDE 2017b: 42ff). 

Bereits Mitte der 1980er und 1990er Jahre wurde die große Mehrheit der 
Aufenthaltstitel auf Basis familiärer Gründe erteilt (OECD 2017b: 47). Da-
gegen spielte Arbeitsmigration in dieser Zeit eine eher marginale Rolle. 
Nur noch zehn bis 15 Prozent aller Aufenthaltstitel wurden für berufliche 
Begründungen vergeben, was in etwa dem Anteil der Aufenthaltstitel auf 
Basis humanitärer Hilfe entsprach. Ende der 1990er Jahre und Anfang 
2000 fand eine Wende des politischen Migrationsdiskurses im Bereich 
gezielter Einwanderung statt: Das Interesse an hochqualifizierten Migran-
tinnen und Migranten aus dem Ausland wuchs. 1995 wurde bereits der 
Zugang zum französischen Arbeitsmarkt für ausländische Ärzte erleich-
tert; 1998 wurden Visa für Künstlerinnen und Künstler sowie für Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler eingeführt. Wegen des Mangels an 
qualifizierten Arbeitskräften im Bereich neuer Technologien wurde 1998 
ebenfalls die Hürde für die Einstellung ausländischer Ingenieure gesenkt 
(DEMIG 2014). 

Dieses Prinzip selektiver Einwanderung (immigration choisie) floss einige 
Jahre später in das zweite Sarkozy-Gesetz ein. Ziel des Gesetzes war eine 
„bessere Regulierung von Einwanderung“, die Befürwortung einer „selek-
tiven Einwanderung“ sowie eine „gelungene Integration“. Das Gesetz de-
finierte eine Liste von Arbeitssektoren mit Engpassberufen für die Rekru-
tierung ausländischer Arbeitskräfte. Es führte zudem eine neue dreijäh-
rige Aufenthaltserlaubnis für Hochqualifizierte aus Drittstaaten (carte de 
compétences et talents) ein, die aufgrund ihrer ‚Fähigkeiten‘ und ‚Talente‘ 
zur wirtschaftlichen, geistigen, wissenschaftlichen oder auch kulturellen 
Entwicklung Frankreichs beitragen würden. Nach dieser ‚selektiven‘ Logik 
wurden 2006 und 2007 verschiedene bilaterale Abkommen mit Senegal, 
Benin oder auch Kongo unterzeichnet, um die Einreise von Hochqualifi-
zierten und Künstlerinnen und Künstlern nach Frankreich zu erleichtern 
(DEMIG 2014). 2009 wurde eine zehnjährige Aufenthaltserlaubnis für ei-
nen „außergewöhnlichen wirtschaftlichen Beitrag“ für Investorinnen und 
Investoren eingeführt, die Arbeitsplätze schaffen oder hohe Kapitalsum-
men (über 10 Millionen Euro) in Frankreich investieren. Zur gleichen Zeit 
wurden im Zuge der EU-Erweiterung 2004 und 2007 aber auch Restrikti-
onen für den Zugang zum Arbeitsmarkt für Arbeitskräfte aus den neuen 
EU-Mitgliedstaaten eingeführt. 

Langfristig schienen diese neuen Aufenthaltstitel nicht die erwarteten 
Auswirkungen zu haben (siehe Abb. 9). So wurden relativ wenig ‚Kom-
petenz und Talent‘-Aufenthaltstitel erteilt. 2016 ersetzte sie die Hollan-
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de-Regierung mit dem neuen Titel ‚Passeport Compétence et Talent‘, der 
eine vierjährige Aufenthaltserlaubnis gewährleistete.29 Diese Aufenthalts-
erlaubnis erweiterte Emmanuel Macron 2018 durch das Collomb-Gesetz: 
Sie wurde nun gleichzeitig an Familienangehörige erteilt, die somit vom 
Familiennachzugverfahren befreit wurden. 

Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern spielt Arbeitsmigration 
heute immer noch eine eher geringere Rolle (OCDE 2017b: 175). Einen 
‚Pool‘ an qualifizierten Arbeitskräften bilden hingegen ausländische Stu-
dentinnen und Studenten. Frankreich ist in Bezug auf ein Auslandsstu-
dium nach den Vereinigten Staaten, Australien und Großbritannien das 
viertattraktivste Land weltweit (OCDE 2017b: 175). Knapp die Hälfte der 
ausländischen Studierenden kommt dabei aus Afrika. Die Aufnahme von 
ausländischen Studierenden ist das zweitgrößte Motiv für die Erteilung 
von Aufenthaltstiteln. Ein Drittel der ausländischen Absolventinnen und 
Absolventen bleibt nach dem Abschluss in Frankreich (der höchste Anteil 
unter den OECD-Ländern).

Die Regelungen zur Erteilung von Studentenvisa blieben im Vergleich zu 
anderen Feldern über die Jahre relativ unverändert. In den 1990er Jahren 
wurde jedoch die Sorge artikuliert, dass ausländische Studierende ihren 
Status für einen längeren Aufenthalt in Frankreich missbrauchen könnten. 
Deshalb wurde u. a. die Nachweispflicht der Seriosität des Studiums ein-
geführt (DEMIG 2014). Dies änderte sich unter Nicolas Sarkozy, der zahl-
reiche Maßnahmen einführte, um die Beschäftigung ausländischer Studie-
render während und nach ihrem Studium zu erleichtern. In einem Gesetz 
von 2006 schuf er die Möglichkeit, den neugeschaffenen Aufenthaltstitel 
‚Kompetenz und Talent‘ nach dem Studium zu beantragen. Ausländische 
Absolvierende hatten nun die Möglichkeit, sechs Monate nach ihrem Ab-
schluss regulär nach einer Beschäftigung in Frankreich zu suchen.

Ein Jahr vor der Präsidentschaftswahl 2012 erhöhte sich der Druck auf die 
Sarkozy-Regierung. Im letzten Jahr seiner Amtsperiode kündigte Nicolas 
Sarkozy zahlreiche Maßnahmen an, um Einwanderung zu steuern, einzu-
dämmen und zu kontrollieren. Im Mai 2011 veröffentlichte das Innenmi-
nisterium das ‚Guéant-Rundschreiben‘: Präfekturen wurden angewiesen, 
die Erteilung von Aufenthaltstiteln für Absolventinnen und Absolventen 

29 Dieser ‚Talent- und Kompetenz‘-Pass stellt keine einzelne Aufenthaltserlaubnis mehr dar, sondern 
knüpft vielmehr an bisher vorhandene Aufenthaltstitel an (siehe Abb. 9).

Abb. 9: Vergabe von langfristigen Arbeitsaufenthaltstiteln (2013-2017). *2017 wurde der Aufenthaltstitel ‚Kompetenz und 
Talent‘ abgeschafft und als ‚Zusatzbezeichnung‘ bei einigen Aufenthaltstiteln angegeben

2013 2014 2015 2016 2017

Gesamt
Darunter 
‚Passeport 

Talent‘
Kompetenz und Talent* 292 242 288 233 12 /
Freiberuf 151 133 154 243 525 365
Wissenschaft 3.318 3.566 4.123 3.896 4.472 4.307
Kunst 379 292 487 328 231 145
Angestellte 6.167 6.833 7.643 9.399 10.941 2.991
Saison- oder Zeitarbeit 7.651 8.737 8.934 9.863 11.424 /
Gesamt 17.958 19.803 21.629 23.962 27.605 7.808

Quelle: Innenministerium (2019d)
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aus Drittstaatsländern zu verschärfen. Zum ersten Mal während Sarkozys 
Amtszeit traf die restriktivere Politik auch ausländische Studentinnen und 
Studenten (Héran 2018).

Als eine seiner ersten Maßnahmen annullierte François Hollande das 
Rundschreiben. Auch das Collomb-Gesetz von 2018 verfolgte einen 
migrationsfreundlichen Kurs gegenüber ausländischen Studierenden, 
indem es neue Titel zum Beispiel für ausländische Absolventinnen und 
Absolventen schuf, die eine Arbeit in Frankreich suchen oder ein Unter-
nehmen gründen möchten. Gleichzeitig wurde jedoch eine deutliche Er-
höhung der Studienbeiträge eingeführt, was überwiegend kritische Re-
sonanz hervorrief.30

6.3 ASYL

Asyl- und Fluchtmigration blieb im Vergleich zu anderen Feldern wie Ar-
beits- und Familienmigration lange Zeit von restriktiven Maßnahmen un-
berührt. Nach dem Anwerbestopp wurden die sozialen Rechte für Asyl-
suchende sogar erweitert: 1975 wurde das bereits gewährte Recht auf 
Arbeit für Flüchtlinge mit Aufenthaltstitel automatisch anerkannt (Brachet 
2002: 52ff). Ein Rundschreiben 1985 gewährte Asylbewerberinnen und 
-bewerbern das vorläufige Aufenthaltsrecht. Dass an Flüchtlinge und Asyl-
bewerber gezahlte Mindestarbeitslosengeld wurde 1978 als ‚Integrations-
beihilfe‘ übernommen. Familienleistungen und Wohngeld für Flüchtlinge 
wurden ebenfalls anerkannt.

Ab 1985 begann jedoch eine neue Ära der Infragestellung des Asylrechts 
(Brachet 2002). Mit dem politischen Geschehen weltweit kam es zu ei-
ner erhöhten Ankunft von Asylsuchenden in Frankreich, so aus dem Iran 
und Afghanistan. In Regierungskreisen setzte sich die Ansicht durch, dass 
die Sozialleistungen für Asylbewerberinnen und -bewerber in Frankreich 
dazu beitrugen, Asylsuchende stärker anzuziehen (Brachet 2002). Des-
halb setzte man auf eine Politik der ‚Abschreckung‘ und schaffte zahlrei-
che Leistungen wie Familienzulagen, Wohngeld und Sozialwohnungen 
wieder ab.

Diese restriktive Politik gegenüber Asylsuchenden setzte sich in den 
1990er Jahren weiterhin fort, ferner wurde die automatische Arbeitser-
laubnis für Asylsuchende abgeschafft. Ein Schwerpunkt lag auf der schnel-
leren Bearbeitung von Asylanträgen, die Ressourcen für die französische 
Asylagentur OFPRA wurden erhöht (DEMIG 2014). Das Sarkozy-Gesetz 
2003 enthielt eine Liste von ‚sicheren Herkunftsländern‘, das heißt eine 
Liste von Ländern, deren Staatsangehörige fortan automatisch eine nega-
tive Antwort auf ihre Anträge erhielten. Das Gesetz führte den Begriff „in-
ternes Asyl“ ein: Anträge wurden abgelehnt, wenn die Asylsuchenden Asyl 
in einer Region im Herkunftsland finden konnten. 2003 wurde die Kate-
gorie ‚subsidiärer Schutz‘ eingeführt. Nach einem Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte wurde 2007 im Gesetz die Möglichkeit 
geschaffen, einen Folgeantrag im Falle eines abgelehnten Asylantrags zu 
stellen (EGMR 2007). Zivilgesellschaftliche Organisationen kritisierten, 
dass die Frist (48 Stunden nach Ablehnung eines Asylantrags) zu kurz sei 
(France Terre d’Asile 2007).

30 In der ersten Hälfte von Macrons Amtszeit sorgte eine Maßnahme für kontroverse Diskussionen: 
Im November 2018 erläuterte Premierminister Édouard Philippe die neue Strategie der Regierung, 
um die französischen Universitäten für ausländische Studierende attraktiver zu machen. Ein 
Maßnahmenpaket mit dem Titel „Bienvenue en France“ soll sich künftig auf die Verbesserung der 
Aufnahme und Ausbildung konzentrieren. Philippe führte jedoch eine differenzierte Studiengebühr 
für außereuropäische Studierende ein. Seit 2019 müssen ausländische Studierende somit jährlich 
2.770 Euro statt 170 Euro für einen Bachelor- und 3.770 Euro statt 243 Euro für einen Masterabschluss 
zahlen. Zahlreiche Universitäten weigerten sich die Maßnahmen umzusetzen (Rich 2019).
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Kurz vor der großen Fluchtbewegung 2015 fanden unter der Regierung 
von François Hollande einige Änderungen im Asylgesetz statt: „Vulnerabili-
tät“ wurde bei der Bearbeitung von Asylanträgen als Kriterium anerkannt. 
Das Gesetz von 2015 gewährte Asylsuchenden nach neun Monaten den 
Zugang zum Arbeitsmarkt. Das unter der Macron-Regierung entstandene 
Collomb-Gesetz 2018 verkürzte die Frist für das Einreichen eines Asylan-
trags von 120 auf 90 Tage, die Anträge sollen künftig in sechs statt wie 
bisher in elf Monaten bearbeitet werden. Asylbewerberinnen und -bewer-
ber haben nun weniger Zeit, gegen einen negativen Bescheid Widerspruch 
einzulegen.

6.4 IRREGULÄRE EINWANDERUNG 

Zivilgesellschaftliche Organisationen beklagen, dass sich die Bedingungen 
für Ausländerinnen und Ausländer ohne Aufenthaltserlaubnis im Laufe 
der Jahre verschlechtert haben und dass die Kriterien für die Erteilung von 
neuen Aufenthaltserlaubnissen in Frankreich selektiver geworden sind (CI-
MADE (n.a.)). Die französischen Regierungen legten seit den 1970er Jah-
ren einen Schwerpunkt auf die Bekämpfung illegaler Beschäftigung. Einige 
Korrekturen fanden unter Präsident Jacques Chirac und Premierminister 
Lionel Jospin statt. Die Kürzung von sozialen Leistungen für irreguläre 
Migrantinnen und Migranten weist dennoch auf eine insgesamt restrikti-
vere Richtung hin.

Nach dem Regierungswechsel 1985 bezogen nur noch Migrantinnen und 
Migranten, die auf regulären Wegen eingewandert waren, Sozialleistungen 
(DEMIG 2014). Zahlreiche Gesetze kontrollierten die Beschäftigung von ir-
regulären Migrantinnen und Migranten (Bußgelder für Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber, mehr Polizeikontrollen). Die Befugnisse der Polizei bei 
Abschiebungen wurden im Gesetz 1993 erweitert und die Wiedereinreise 
von Migrantinnen und Migranten verboten. Der Zugang zur Sozialversiche-
rung für irreguläre Migranten wurde abgeschafft und ein Nachweis über 
den regulären Status verlangt. Dies korrigierte die Regierung von Premier-
minister Lionel Jospin (Parti Socialiste) mit der Einführung einer staatlichen 
medizinischen Hilfe (Aide médicale d‘État) für irreguläre Migrantinnen und 
Migranten. Diese staatliche medizinische Hilfe wird in der Öffentlichkeit je-
doch stark in Frage gestellt.

In den 1980er und 1990er Jahren fanden Legalisierungen (régularisations) 
von Migrantinnen und Migranten in größerem Umfang statt, die vom In-
nenministerium angeordnet wurden. Von besonderer Bedeutung war 
François Mitterands Initiative von 1981, mit der er nach seinem Amtsan-
tritt sein Wahlkampfversprechen an 130.000 Migrantinnen und Migranten 
einlöste und die Bedingungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
erleichterte. Im Mai 1995 erfolgten ähnliche Maßnahmen im Kontext der 
‚Sans-Papiers‘-Proteste. Seitdem ist die Eindämmung und Bekämpfung 
irregulärer Einwanderung wieder zu einem vorrangigen Ziel der französi-
schen Migrationspolitik geworden (Cornuau/Denuzat 2008).

Schließlich lässt sich die restriktive Richtung der französischen Einwande-
rungspolitik an der Abschiebungspolitik ablesen (Cornuau/Denuzat 2008). 
Das Bonnet-Gesetz von 1980 erklärte irreguläre Einreise und unrechtmä-
ßigen Aufenthalt zu einer Straftat, was zu systematischen Ausweisungen 
führte. Im darauffolgenden Jahr nahm jedoch das Questiaux-Gesetz unter 
François Mitterand viele Bestimmungen wieder zurück. Später folgten wei-
tere Gesetze zur Erleichterungen und Beschleunigung von Abschiebungen 
sogenannter irregulärer Migrantinnen und Migranten (z.B. Pasqua-Gesetz 
1986). Nicolas Sarkozy setzte feste jährliche Abschiebungszahlen als Ziel. 
Diese sogenannte ‚Zahlenpolitik‘ wurde von den nachfolgenden Innenmi-
nistern fortgeführt (Héran 2018).
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Das Bonnet-Gesetz von 1980 führte zudem die Abschiebehaft ein. Ausrei-
sepflichtige Migrantinnen und Migranten wurden nun bis zu sieben Tage 
vor ihrer Abschiebung in Zentren inhaftiert. Seit den 1980er Jahren wurde 
die maximale Dauer der Abschiebehaft schrittweise erhöht (siehe Abb. 10). 
Zuletzt verlängerte die Regierung von Emmanuel Macron 2018 die Maxi-
maldauer von Abschiebehaft von 45 auf 90 Tage. Die Inhaftierung auslän-
discher Minderjähriger war im französischen Parlament ein Streitpunkt in-
nerhalb der Fraktion von La République En Marche. Sie ist dennoch auch im 
neuen Gesetz weiterhin zugelassen.31

7. AUSBLICK

Die Idee Emmanuel Macrons, eine neue jährliche parlamentarische De-
batte über Einwanderungszahlen und Einwanderungspolitik einzuführen, 
ist nicht neu. Bereits im November 2014 schlug der damalige Premiermi-
nister François Fillon (UMP) vor, eine jährliche parlamentarische Debatte 
über die Zahl der Migrantinnen und Migranten, die Frankreich „aufnehmen 
könnte“, zu führen (Brustier/Escalona 2015: 521). Mit seiner Entscheidung 
übernimmt Emmanuel Macron eine Forderung der Républicains. Obwohl 
sein Wahlkampf auf einem ‚Weder links, noch rechts‘-Konzept basierte, 
zeigte seine Migrationspolitik in den ersten zwei Jahren seiner Amtszeit 
keinen eindeutigen Bruch mit seinen Vorgängern. Im Gegenteil: Die Un-
terscheidung zwischen ‚selektiver‘ und ‚unerwünschter‘ Einwanderung, 
die Sarkozy ein Jahrzehnt zuvor in französisches Recht überführt hatte, 
wird fortgesetzt. Im Allgemeinen deuten die eingeleiteten Maßnahmen 
sowie Macrons Positionierung zu europäischen Migrationsfragen auf ei-
nen restriktiven Kurs (fermeté) gegenüber einer humanistischen, ‚mensch-
lichen‘ Sicht (humanité) hin.

Gesellschaftliche Diskurse um Einwanderung zeichnen sich in Frankreich 
durch eine gewisse Kontinuität aus. Dabei diskutiert die Öffentlichkeit be-
stimmte Themen immer wieder. Das Thema Religion prägt die öffentlichen 
Diskussionen um Einwanderung kontinuierlich. Insbesondere die Verein-

31 2012 wurde die französische Regierung vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte für den 
Umgang mit Kleinkindern in Abschiebehaft verurteilt.

Abb. 10: Gesetzlich festgelegte Maximaldauer für die Abschiebehaft von Migrantinnen und Migranten ohne Aufenthalts-
erlaubnis
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barkeit des Islams mit dem laizistischen Prinzip der Französischen Republik 
ist seit der ‚Kopftuchaffäre‘ Ende der 1980er Jahre Bestandteil nationaler 
Debatten. Auch die Haltung der zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und 
Akteure, die zum Beispiel im Rahmen der ‚Sans-Papiers‘-Bewegung bereits 
in den 1990er Jahren die Öffentlichkeit auf die Lebens- und Aufenthalts-
bedingungen von Asylantragsstellenden sowie irregulärer Migrantinnen 
und Migranten aufmerksam gemacht hatten, blieb über die Jahre hinweg 
annähernd unverändert. Außerdem scheinen politische Einstellungen 
über Migration und Integration relativ konstant zu bleiben. Einwanderung 
wurde über einen längeren Zeitraum als sehr wichtiges Thema eingestuft. 
Seit einem Jahrzehnt stimmen mehr als die Hälfte der Befragten der CEVI-
POF-Umfragen der Aussage zu, dass zu viele Migrantinnen und Migranten 
in Frankreich leben. Die Wahrnehmung des Islams als Bedrohung für die 
Französische Republik stellt ebenfalls eine Konstante der letzten Jahre dar.
 
Letztlich ist das Migrationsthema auf politischer Ebene vom Rassemble-
ment National besetzt und stark instrumentalisiert. Mit dieser Schlüsselpo-
sition versucht die Partei das Thema Einwanderung mit zwei großen Sorgen 
der französischen Bevölkerung in Verbindung zu setzen: Arbeitslosigkeit 
und Terrorismus. Nur der Kampf gegen den „Radikalen Islamismus“ nahm 
in den letzten Jahren eine noch bedeutsamere Rolle ein. Der Zuspruch, der 
in den Wahlergebnissen der Partei sichtbar wird, erzeugt dabei Druck auf 
die anderen französischen Parteien. Die Versuchung, sich dem restriktiven 
Kurs des Rassemblement National anzunähern und Migrationsfragen mit 
einer Identitätsdebatte zu verbinden, ist bis heute sehr groß. Besonders 
bezeichnend war dabei die Amtszeit von Präsident Nicolas Sarkozy. Sarko-
zy verschwieg nie sein Ziel, die nach rechts gerückte Wählerschaft durch 
Themen wie Sicherheit und Einwanderung zurückzugewinnen. Die Ver-
schärfung des Diskurses und die identitätspolitische Prägung der Debatten 
um Einwanderung, die er initiierte, ziehen sich bis heute durch. Emmanuel 
Macron wurde 2018 wegen seiner Asyl- und Einwanderungsgesetzgebung 
vorgeworfen, damit dem Kurs von Nicolas Sarkozy zu folgen. Seine Rhetorik 
nach den sogenannten Gelbwesten-Protesten und angesichts der steigen-
den Zahl der Asylanträge deutet darauf hin, dass auch er der Versuchung, 
sich dem restriktiven Kurs des Rassemblement National anzunähern, nicht 
ganz widerstehen kann.
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